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Jede Unterschrift zählt
Die persönliche Privatsphäre ist einer 
der wichtigsten Pfeiler unserer Frei-
heit. Damit dieses Grundrecht nicht 
ständig weiter ausgehöhlt wird, sam-
melt die FDP Unterschriften für die 
überparteiliche Volksinitiative «Ja 
zum Schutz der Privatsphäre». 
Seite 14

Die FDP unterwegs
Uhren und Schweinchen – dies waren 
die Hauptdarsteller des diesjährigen 
Fraktionsausfluges der FDP.Die Libe-
ralen. Über 150 Gäste genossen mit 
den Parlamentarierinnen und Parla-
mentariern der FDP-Bundeshausfrak-
tion einen wunderschönen Ausflug in 
die Westschweiz. 
Seite 15

Satiriker mit Stachelfrisur
Warum wir mehr über den Buddhis-
mus als über die Politik reden sollten, 
wo Gott sitzt und warum anständige 
Menschen keine sozialistische Regie-
rung brauchen, erklärt der Satiriker 
Andreas Thiel im grossen Interview 
mit dem «Schweizer Freisinn». 
Seiten 18 und 19

Innensicht
Zeitmilitär Marina-Simone Mayer be-
richtet aus ihrer Perspektive über die 
Wehrpflicht.
Seiten 22 und 23

KMU-Preis 2013

FDP gratuliert den Preisträgern
KMU sind das Rückgrat unserer Wirt-
schaft – um ihre Leistung und ihren 
Einsatz zu würdigen, verleiht die FDP 
im Zweijahresrhythmus den KMU-
Preis. Die neunte Ausgabe des Preises 
wird dieses Jahr an Start-Ups verlie-
hen, die sich durch besonders innova-
tive Ideen auf dem Markt zu etablieren 
versuchen. Der FDP, als wirtschafts-
freundlichster Partei, ist es ein Anlie-
gen, die unternehmerischen Aktivi-
täten von jungen Pionieren zu beloh-
nen und zu fördern. Das Engagement, 
die Freude und der unermüdliche Ein-
satz, mit welchen sich junge Unter-
nehmerinnen und Unternehmer für 

ihre Ideen einsetzen, sollen uns allen 
als Vorbild dienen. Die FDP wird sich 
auch in Zukunft auf politischer Ebene 
dafür einsetzen, dass für kleine und 
mittlere Unternehmen optimale Rah-
menbedingungen erhalten bleiben und 
geschaffen werden – damit Innovation 
auch künftig zu Erfolg führen kann. 

Lesen Sie auf den Seiten 8 bis 11 
mehr über die diesjährigen Preisträger 
aus acht Kantonen, die sich in viel-
fältigsten Bereichen spezialisiert ha-
ben: Hard- und Softwareentwicklung, 
Life Science, Online Services, Elekt-
rochemie, Energieerzeugung, Ski-
schuhe, Systeme zum Abgleich gesi-

cherter Sohlenabdrücke sowie Musik-
plattformen. Die Diversität der Preis-
träger 2013 erfreut und zeigt, dass 
Unternehmergeist in der Schweiz 
hochgehalten wird. Die Auszeich-
nung, die von Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann überreicht wird, 
soll zeigen, dass die FDP um die tra-
gende Rolle, die Schweizer KMU 
nicht nur in Wirtschaft, sondern auch 
in Gesellschaft zukommt, weiss und 
sie schätzt. In diesem Sinne wünschen 
wir, dass Leistungswille, Kreativität 
und Engagement für die Preisträger 
auch in kommenden Jahren zu Erfolg 
führen.

Die Preisträger des KMU-Preises 2011 mit Bundesrat Johann Schneider-Ammann.
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Jungfreisinnige

Abstimmung vom 22. September: Aufhebung der Wehrpflicht

Neutralität und Stabilität der Schweiz sichern
Die Abstimmung zur Aufhebung der Wehrpflicht wird für zukünftige Generationen weitreichende 
Auswirkungen haben. Für die Jungfreisinnigen Schweiz wurden diese schon spürbar, da die 
Initiative der Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) den Jungfreisinn deutlich aufgerüttelt 
hat. Obwohl die Diskussionen intensiv geführt wurden, sind die Meinungsunterschiede zwischen 
den einzelnen Mitgliedern schlussendlich klein. Die Notwendigkeit einer starken Armee wird nicht 
bestritten. 

Marcel Schuler, Vorstands­
mitglied Jungfreisinnige Schweiz

In den letzten Wochen geisterte die 
Mär eines intern zerstrittenen Jung-
freisinns durch die Medien. Angeblich 
sei über die Frage der Aufhebung der 
Wehrpflicht ein Konflikt aufgebro-
chen, der tiefe Gräben in die Partei 
gezogen habe. Dieses Bild entspricht 
nicht der Wahrheit. Tatsache ist, dass 
es Diskussionen gab. Tatsache ist aber 
auch, dass sich die Jungfreisinnigen 
nicht in zwei zutiefst zerstrittene La-
ger aufteilen, sondern sich nur in we-
nigen Punkten uneinig sind. Die Ar-
mee wird nicht in Frage gestellt. Das 
Ziel der Initianten, die Armee abzu-
schaffen, wird keineswegs geteilt. 

Anlass zur Debatte haben vielmehr 
unterschiedliche Auffassungen über 
das Staatsverständnis, liberale Postu-
late und ökonomische Fragen gege-
ben.

Staatsverständnis
Es ist eine philosophische Frage, wie 
weit die persönliche Freiheit einge-
schränkt werden darf. Gerade im 
Jungfreisinn wird von vielen Mitglie-
dern ein kompromissloser Liberalis-
mus verfolgt und Einschnitte werden 
sehr kritisch beäugt. Daher ist im 
Jungfreisinn umstritten, ob es gar 
keine Einschränkung durch den Staat 
geben darf, oder ob Gründe existieren, 
die solche rechtfertigen. 

Für die Mehrheit des Kongresses 
der Jungfreisinnigen, welche sich mit 
51 zu 41 Stimmen für die Wehrpflicht 
aussprach, begründen die durch das 
Volk gegebenen Rechte und Pflichten 
in der Verfassung einen dieser Grün-
de.

Ökonomische Fragen
Die Landesverteidigung ist ein öffent-
liches Gut, eine rein private Lösung 
wäre kaum denkbar. Die Wehrpflicht 
ist eine – wohl relativ ineffiziente und 
den Freiraum einschränkende – Me-
thode, um dieses Gut zur Verfügung 
zu stellen. Deshalb ist für einen Teil 

der Jungfreisinnigen die freiwillige 
Miliz eine geeignetere Lösung. 

Für den Kongress der Jungfreisin-
nigen Schweiz ist fraglich, unter wel-
chen Umständen eine freiwillige Mi-
liz funktionieren würde. Erfahrungen 
aus anderen Ländern zeigen, dass 
Armeen ohne Wehrpflicht grösste 

Mühe haben, genügend geeignetes 
Personal zu rekrutieren, ohne zu einer 
Berufsarmee zu werden. Zudem blei-
ben Hochqualifizierte bei einer Ab-
schaffung der Wehrpflicht dem Mili-
tärdienst fern. 

Da sich für freiwillige Milizen oder 
Berufsarmeen nicht mehr genügend 
Freiwillige melden, wurden etwa in 
Spanien die intellektuellen Anforde-
rungen bis zur Debilitätsgrenze ge-
senkt, wird in Grossbritannien in Ge-
fängnissen oder unter Obdachlosen 
rekrutiert und in den USA wurde das 
Rekrutierungsalter bis auf 40 Jahre 
erhöht. Aufgrund dieser Problematik 
ist die freiwillige Miliz eine Utopie.

Die Einführung einer Berufsarmee 
durch das Parlament wäre unaus-
weichlich, um den Auftrag verfas-
sungsgemäss auszuführen. Bedenkli-
cherweise kommt hinzu, dass die 
GSoA mit dieser Initiative ganz ande-
re Ziele verfolgt. So kann dem Flyer 
der GSoA Folgendes entnommen wer-
den: «Das Ziel der GSoA bleibt die 
Abschaffung der Armee. Aber um die 
Armee in ihren Grundfesten zu er-
schüttern, und gleichzeitig die Schein-
debatte im Parlament rund um den 
Zivildienst zu entlarven, ist die Auf-
hebung der Wehrpflicht das geeig-
netste Mittel.» 

Es ist also äusserst fraglich, ob bei 
dieser Initiative, die als Mittel zur Ab-
schaffung der Armee erachtet wird, 
genügend qualifizierte Wehrdienst-
leistende rekrutiert werden können. 
Dies ist aber besonders für die Neut-
ralität und Stabilität der Schweiz von 
entscheidender Bedeutung. Deshalb 
haben sich die Jungfreisinnigen 
Schweiz gegen die Abschaffung der 
Wehrpflicht ausgesprochen.

Marcel Schuler ist Vorstandsmitglied der Jungfreisinnigen Schweiz.
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FDP Frauen

Unternehmerinnentreffen mit Bundesrat Schneider-Ammann

Gemeinsamer Einsatz für eine starke 
Wirtschaft – auch dank starken Frauen
Auf Initiative der FDP.Die Liberalen Frauen hat sich am 18. Juni eine Gruppe von hochkarätigen 
Unternehmerinnen mit Bundesrat Schneider-Ammann getroffen. Ziel dieses Anlasses, der nach  
dem letzten Jahr zum zweiten Mal stattfand, war der enge Austausch zwischen Wirtschaft und 
Politik. Es wurden Themen rund um das Unternehmertum, das Erfolgsmodell Schweiz, das Vertrau-
en der Bevölkerung in Politik und Wirtschaft, die «gläserne Decke», das duale Bildungssystem und 
die Förderung von weiblichen Talenten in den technischen Berufen diskutiert. 

Claudine Esseiva, 
Generalsekretärin

Die Unternehmerinnen folgten sehr 
gerne der Einladung von Bundesrat 
Schneider-Ammann. Die Stimmung 
war offen und herzlich. Themen wie 
gemischte Teams in der Chefetage, der 
berufliche Alltag von Frauen, die lei-
der immer noch sehr schwierige Ver-
einbarkeit von Familien und Beruf, die 
mangelnde Nutzung der weiblichen 
Arbeitskräfte, Quoten wie auch der 
Angriff auf die liberale Wirtschafts-
ordnung wurden offen angesprochen 
und intensiv diskutiert. 

Bundesrat Schneider-Ammann 
schätzt diesen Austausch sehr: «Unse-
re Wirtschaft braucht die besten Ta-
lente – ob weiblich oder männlich. 
Gemeinsam wirken wir darauf hin, 

dass alle sich entfalten und ihre Fähig-
keiten unter Beweis stellen können. 
Die Unternehmerinnen beeindruckten 
mich mit ihrer Kompetenz und ihrem 
Engagement einmal mehr.»

Die Präsidentin der FDP.Die Libe-
ralen Frauen, Carmen Walker Späh, 
erklärte ihrerseits, dass weibliche 
Unternehmerinnen und Führungs-
kräfte als Vorbilder gerade für junge 
Frauen enorm wichtig seien: «Wir 
FDP.Die Liberalen Frauen stehen für 
die Wirtschaftsfrauen ein. Es fällt auf, 
dass Unternehmerinnen und Manage-
rinnen authentisch kommunizieren, 
als Arbeitgeberinnen soziale Verant-
wortung übernehmen und dies auch 
dementsprechend wahrgenommen 
wird. Das ist ein grosses Potenzial, 
das wir vielmehr ausschöpfen müs-
sen.»

Bundesrat Johann Schneider-Ammann und FDP-Frauen-Präsidentin Carmen Walker 
Späh waren sich einig: Unsere Wirtschaft braucht Unternehmerinnen und weibliche 
Führungskräfte.

Zukunftstagung
Samstag, 7. September 2013 
10.15 bis 16.30 Uhr 
Kulturcasino der Burgergemeinde Bern

Ab 9.45	 Empfang mit Kaffee und Gipfeli

10.15	� Begrüssung durch die Präsidentin Carmen Walker Späh,  
Präsidentin FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz

10.20	 Einleitung

10.30	 Workshops

12.15	 Mittagspause

13.00	 Zweite Runde

16.15	 Fazit

16.30	 Ende der Veranstaltung

Die Veranstaltung ist nur für Mitglieder der FDP Frauen und nicht 
öffentlich. Die Presse ist nicht zugelassen: Alle Mitglieder sind herz-
lich eingeladen. Es wird ein Unkostenbeitrag von Fr. 30.– erhoben 
(inkl. Kaffee/Tee, Croissant, Stehlunch und Getränke).

Anmeldung
Wir bitten um Anmeldung bis 30. August 2013 an: frauen@fdp.ch oder 
per Post oder Fax an FDP Frauen Schweiz, z. H. Claudine Esseiva, 
Generalsekretariat, Postfach 6136, 3001 Bern, Fax 031 320 35 00.

FDP.Die Liberalen Frauen 
Carmen Walker Späh, Präsidentin

Frauen
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Die Zukunft des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU

Die Aussensicht auf die Migrationsvorlagen
In den kommenden 24 Monaten kommen mit der Masseneinwanderungsinitiative, der Ecopop- 
Initiative und dem möglichen Referendum gegen die Erweiterung der Personenfreizügigkeit gleich 
drei Vorlagen vor das Volk, die das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU (FZA) in Frage 
stellen. Worum es geht und was für die fünfte Schweiz auf dem Spiel steht, skizziert François Baur, 
Präsident der FDP.Die Liberalen International. 

François Baur, Präsident  
FDP.Die Liberalen International

Während des Wahlkampfs 2011 ver-
trat ich die FDP an einer Veranstaltung 
der iberischen Schweizerclubs in De-
nia, Spanien. Die zunehmende Ein-
wanderung in die Schweiz war auch 
für die anwesenden Auslandschweize-
rinnen und -schweizer ein Thema. Ein 
Teilnehmer fasste das diffuse Unbeha-
gen über die rasante Zunahme der Be-
völkerung in der Schweiz wie folgt 
zusammen: «Ich bin ja kein Extremist 
und sehe auch die wirtschaftlichen 
Vorteile einer Zuwanderung. Aber ich 

frage mich, wird es in der Schweiz für 
meine Kinder noch Platz haben, wenn 
sie einmal zurück in ihr Heimatland 
wollen?»

Die Personenfreizügigkeit  
wird angegriffen
Mit diesem diffusen Bauchgefühl 
arbeiten sowohl die Masseneinwande-
rungs-Initiative, als auch die soge-
nannte Ecopop-Initiative aus dem 
links-grünen Lager.

Die Initiative «Gegen Massenein-
wanderung» der SVP verlangt eine 
grundsätzliche Neuausrichtung der 
schweizerischen Zuwanderungspoli-

tik durch eine umfassende Regulie-
rung. Die Schweiz soll die Zuwande-
rung wieder selbst steuern können. 

Die am 2. November 2012 einge-
reichte Initiative der Vereinigung Eco-
pop richtet sich gegen die aktuelle 
Zuwanderungspolitik der Schweiz. 
Um die Umwelt zu schonen, soll die 
Bevölkerung pro Jahr noch maximal 
um 0,2 Prozent wachsen dürfen. Die 
Initiative verlangt, dass alle interna-
tionalen Verträge, die diesem Ziel wi-
dersprechen, innert vier Jahren neu 
auszuhandeln oder zu kündigen sind.

Weiter muss, da Kroatien seit dem 
1. Juli Mitglied der EU geworden ist, 

das Freizügigkeitsabkommen mit der 
EU nun auch auf dieses Neumitglied 
ausgeweitet werden. Diese Auswei-
tung wird dem Referendum unterstellt 
werden.

Bei Annahme der Ecopop-Initiative 
muss die Schweiz das FZA mit der EU 
kündigen. Die Masseneinwanderungs-
initiative ist mit dem Abkommen 
ebenfalls nicht vereinbar. Die Schweiz 
müsste die Zuwanderung wieder kon-
tingentieren. Die EU könnte dann das 
Abkommen wegen Vertragsverletzung 
durch die Schweiz kündigen. 

Bei Annahme des Referendums 
gegen die Ausweitung der Personen-
freizügigkeit auf Kroatien ist die EU 
gezwungen, das FZA mit der Schweiz 
zu kündigen, da sie eine Ungleichbe-
handlung eines EU-Mitglieds durch 
einen Drittstaat nicht hinnehmen kann.

Die Wirtschaft,  
nicht die Personenfreizügigkeit, 
lenkt die Zuwanderung
Für die Analyse der Problematik muss 
man zwischen Ursache und Wirkung 
unterscheiden. Sowohl die SVP als 
auch die Ecopop-Initianten gehen im-
plizit davon aus, dass der Grund für 
die starke Zunahme der Bevölkerung 
in den letzten Jahren vor allem auf das 
Personenfreizügigkeitsabkommen mit 
der EU zurückzuführen ist. 

Ein Blick zurück zeigt aber, dass 
die Schweiz schon seit über 60 Jahren 
ein Einwanderungsland ist und ihre 
Bevölkerung seit 1951 von damals 
4,78 Millionen auf heute 8 Millionen 
Personen stetig gewachsen ist. Bis zum 
Ölschock 1973 und der darauffolgen-
den Wirtschaftskrise wuchs die 
Schweizer Wohnbevölkerung auf-
grund des Zuzugs von ausländischen 
Arbeitskräften in ähnlichem Tempo 
wie heute. Die Statistiken belegen, François Baur, Präsident FDP.Die Liberalen International.
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dass die Zuwanderung jeweils emp-
findlich auf wirtschaftliche Einbrü-
che reagierte. Dies war auch in den 
Krisenjahren 2008 und 2009 der Fall.

Die Analyse der Zuwanderungs-
bewegung ergibt, dass diese vom 
Wirtschaftswachstum abhängt und 
nicht aufgrund des Freizügigkeitsab-
kommens entstanden ist. Die Wieder-
einführung von Kontingenten würde 
die Zuwanderung nicht stoppen. 
Würde die Wirtschaft nach zusätzli-
chen, qualifizierten Arbeitnehmern 
verlangen, müsste die Regierung die 
entsprechenden Kontingente zur Ver-
fügung stellen. Würde sie dies nicht 
tun, würde das Wirtschaftswachstum 
einbrechen und die Unternehmen ihr 
Wachstum ins Ausland verlagern. 
Eine selbstgeschaffene Wirtschafts-
krise wäre die Folge.

An einer lahmenden Binnenwirt-
schaft kann aber niemand Interesse 
haben, auch die Schweizerinnen und 
Schweizer im Ausland nicht. Beson-
ders wenn sie wirtschaftlich noch 
immer mit ihrem Heimatland ver-
bunden sind, oder wenn sie oder ihre 
Familienangehörigen zurück in die 
Schweiz kommen wollen, um sich 
hier wieder eine wirtschaftliche 
Existenz aufzubauen. Dies ist im 
Rahmen einer prosperierenden Wirt-
schaft immer einfacher als in einem 
Land ohne Wirtschaftswachstum.

Auch die Begleiterscheinungen 
wie Wohnungsknappheit, Transport-
probleme und die von den Ecopop-
Initianten angeprangerte Übernut-
zung der Ressourcen sind nicht pri-
mär auf die Zuwanderung zurückzu-
führen, sondern vor allem auf die 
gesteigerten Ansprüche der ansässi-
gen Bevölkerung. Dies führt auch 
Hans-Peter Fricker, FDP-Mitglied 
und Co-Autor einer Stellungnahme 
des Club Helvétique zu den Einwan-
derungsinitiativen aus. So ist etwa die 
Zersiedelung der Schweiz zu 70 Pro-
zent auf die wachsenden Platzansprü-
che der Schweizer zurückzuführen.

Die Aufhebung der Personen­
freizügigkeit bedroht die 
Existenz von 400 000 Schweizern 
in Europa
Wenn man sich die Wirkung auf die 
fünfte Schweiz anschaut, dann würde 
die Annahme nur einer dieser Initia-

tiven oder des Referendums gegen 
die Ausweitung der Personenfreizü-
gigkeit auf Kroatien primär die in 
der EU ansässige Schweizer Bevöl-
kerung – ca. 400 000 der insgesamt 
700 000 Schweizerinnen und 
Schweizer weltweit – treffen. Sie pro-
fitiert heute von der Personenfreizü-
gigkeit, indem sie wie EU-Bürger 
behandelt wird und in der gesamten 
EU arbeiten und leben kann. 

Beim Wegfall des FZA würden 
Schweizerinnen und Schweizer ohne 
eine EU-Doppelbürgerschaft vom 
Arbeitsmarkt ihres Gastlandes aus-
geschlossen. Einige müssten sich 
eine Rückwanderung in die Schweiz 
überlegen. Sofern überhaupt Stellen 
zur Verfügung wären, müssten sie in 
der Schweiz Stellen annehmen, für 
die sie nicht die richtige Ausbildung 
hätten. Schweizer Unternehmen 
würden qualifizierte ausländische 
Arbeitskräfte verlieren. Nicht die 
Eignung für einen Arbeitsplatz wäre 
mehr das Einstellungskriterium, 
sondern die Nationalität. Ein 
schlechter Deal sowohl für die Fir-
men wie für die Angestellten. 

Hinzu kommt, dass mit der Kün-
digung des FZA aufgrund der Guil-
lotine-Klausel auch die übrigen Ab-
kommen der Bilateralen I hinfällig 
würden. Es geht um die Abkommen 
im Land- und Luftverkehr, in der 
Landwirtschaft, der Forschung und 
der technischen Handelshemmnisse. 
Die wirtschaftlichen Folgen für die 
Schweiz, deren Exporte noch immer 
zu 60 Prozent in die EU gehen, wä-
ren nicht absehbar. 

Die oben angeführten Argumente 
zeigen vor allem eines auf: Die Mi-
grationsinitiativen schränken einer-
seits die Wirtschaftsfreiheit der 
Unternehmen massiv ein. Anderer-
seits wird damit massiv in die per-
sönliche Freiheit der Bürger einge-
griffen.

Wir verlieren unsere mühsam er-
rungene Freiheit, zu wählen, wo wir 
leben und uns beruflich und privat 
entfalten wollen, in Europa oder in 
der Schweiz. Für einen liberal den-
kenden Menschen ist dies ein zu ho-
her Preis.

Weitere Fakten zur Zuwande-
rungspolitik finden sich unter:
www.zuwanderungspolitik.ch

Die bald vors Volk kommenden Migrationsvorlagen von links und rechts drohen die gute 
Position der Schweiz in der Europäischen Union zu gefährden.
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Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare

Das «Bauchgefühl» verbessern –  
Politiker aller Stufen sind gefordert
Bei der Adoption von Kindern durch gleichgeschlechtliche Paare hat sich in den letzten Jahren 
einiges getan. Bis zur vollständigen Gleichberechtigung ist jedoch noch viel zu tun. Der Weg dahin 
führt jedoch nicht primär über neue Gesetze, sondern über das «Bauchgefühl» der Menschen. 

Silvan D. Amberg,  
Präsident RADIGAL

Als RADIGAL vor fünf Jahren im 
Schweizer Freisinn die Aufhebung 
des Adoptionsverbotes für gleich-
geschlechtliche Paare forderte, 
standen wir damit noch eher allein 
da im liberalen Lager. Es wurde so-
gar darüber diskutiert, ob ein sol-
cher Artikel nicht zu einer Welle 
von Parteiaustritten von älteren 
Mitgliedern führen könnte. In der 
Zwischenzeit hat sich die Debatte 
entspannt. National- und Ständerat 
haben die Aufhebung des Adop-
tionsverbotes für Stiefkinder be-
schlossen und damit einen wichti-
gen Schritt zur gesellschaftlichen 
Akzeptanz von Familien mit gleich-
geschlechtlichen Eltern gelegt. 

Die Möglichkeit der Stiefkind-
adoption ist deshalb so wichtig, weil 
sie die Basis dafür schafft, dass sol-
che sogenannten Regenbogenfami-
lien auch offiziell als Familien an-
erkannt werden. 

Das Bauchgefühl ansprechen
Der nächste Schritt dürfte wohl 
sein, dass Regenbogenfamilien 
auch in Schulen thematisiert und als 
gleichwertige Lebensformen aufge-
zeigt werden. Mit homosexueller 
«Propaganda» hat dies nichts zu 
tun, wie von christlich-radikalen 
Kreisen stets behauptet.

Es geht darum, die Kinder mit 
anderen Lebensformen in Kontakt 
zu bringen. Denn letztlich stellt man 
auch in der politischen Debatte im-
mer wieder fest: Viele Politiker ent-
scheiden stark nach ihrem Bauch-
gefühl und benutzen Fakten vor-
nehmlich, um dieses Bauchgefühl 
argumentativ zu stützen. 

Fakten wurden genug geschaffen 
– es gibt unzählige Studien, die bele-
gen, dass Kinder mit gleichgeschlecht-

lichen Eltern nicht weniger glücklich 
sind und sich nicht weniger gut ent-
wickeln. Auch ist der Hinweis auf die 

Notwendigkeit von heterosexuellen 
Eltern für Kinder scheinheilig, denn 
die ganzen Scheidungskinder und Ein-

Eltern-Kinder (heute eine Reali-
tät) haben ja auch keine gesicher-
te Mann-Frau-Identifikation. 
Nun gilt es, das Bauchgefühl 
anzusprechen. 

In dieser Aufgabe sind auch 
freisinnige Politiker gefordert. 

Keine neuen Gesetze nötig
Das Bauchgefühl beeinflusst 
man nicht über neue Gesetze wie 
Antidiskriminierungs- oder gar 
Gleichstellungsgesetze. Solche 
Formen des Social Engineerings 
sind aus liberaler Sicht abzuleh-
nen. 

Was wir hingegen von freisin-
nigen Politikern aller Stufen er-
warten, ist, dass sie ihre Vorbild-
funktion wahrnehmen und eben-
falls einen Beitrag leisten, um die 
Akzeptanz von Regenbogenfa-
milien und allgemein von Schwu-
len und Lesben zu verbessern. 

Ein grosses zeitliches Engage-
ment ist dazu nicht nötig. Es ge-
nügt, sich ein bisschen mit den 
Anliegen auseinanderzusetzen 
(RADIGAL wird hierzu ein 
detailliertes Positionspapier er-
arbeiten), sich gelegentlich posi-
tiv zu entsprechenden Themen zu 
äussern oder diskriminierende 
Bemerkungen von Ratskollegen 
scharf zu verurteilen. Oder war-
um nicht mal an einem Samstag-
nachmittag als Besucher an einer 
Pride oder einem ähnlichen An-
lass teilnehmen und so seine So-
lidarität zeigen. Und am einfachs-
ten und effizientesten natürlich 
noch heute auf www.radigal.ch 
unser Sympathisant werden.

Frauenquote bei RADIGAL erhöhen!
FDP.RADIGAL ist die Fachgruppe der 
FDP, welche sich gegen innen wie gegen 
aussen für die Interessen von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, Transgender und 
Intersexuellen (kurz: LGBTI) einsetzt. 

Leider ist der Vorstand unserer Fach-
gruppe seit längerem ausschliesslich 
durch Männer besetzt. Dem wollen wir 
Abhilfe schaffen und suchen keine Quo-
tenfrau, sondern ein bis zwei motivierte 
lesbische oder bisexuelle Damen, die 

sich gerne bei uns einbringen möchten. 
Idealerweise bist du bei der FDP/Jung-
freisinnigen und/oder LOS/Wybernet 
aktiv und möchtest eine weibliche Sicht 
in unsere Fachgruppe einbringen.

Fühlst du dich angesprochen? Dann mel-
de dich unverbindlich beim Präsidenten 
Silvan Amberg, amberg@radigal.ch, be-
suche unsere Website www.radigal.ch. 
Auch neue Vereinsmitglieder sind jeder-
zeit herzlich willkommen.

Eine glückliche Familie – die Akzeptanz von Regenbogenfamilien muss gestärkt werden.
Foto: Dachverband Regenbogenfamilien
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Albert Vitali

Grosse Vorfreude aufs Eidgenössische 
Schwing- und Älplerfest
Mit Jodeln, Schwingen und Kaninchenzucht geht Nationalrat Albert Vitali nicht den gängigsten 
Hobbys nach. Der Schweizer Freisinn sprach mit dem Luzerner darüber, wie man zu solchen  
Hobbys kommt und was für ihn den speziellen Geist des kommenden Eidgenössischen Schwing-  
und Älplerfests ausmacht. 

Sie sind jetzt seit eineinhalb Jahren 
Nationalrat, wie erleben Sie diese 
Tätigkeit?
Ich habe mich gut eingelebt und wurde 
von der Fraktion gut aufgenommen. 
Ich weiss jetzt, wie die Abläufe im 
Parlament sind, und konnte mich nun 
auch schon einige Male einbringen. 
Ich fühle mich wohl hier in Bern.

Unter Ihren Hobbys sind Schwingen 
und Jodeln zu finden, zwei in der 
Schweiz sehr traditionelle Freizeit-
beschäftigungen. Wie sind Sie dazu 
gekommen?
Nun, ich bin als kleiner Junge zum 
Schwingsport gekommen. Meine Fas-
zination für den Sport verdanke ich 
einem Nachbar, der ein sehr guter 
Schwinger war. Ich war dann auch sel-
ber aktiv und habe Kränze geholt. 
Zum Jodeln bin ich durch meinen Va-
ter gekommen. Weil ich mit 26 Jahren 
jung in den Gemeinderat gewählt wur-
de, habe ich das Schwingen aufgege-
ben, weil es mit dem Amt zeitlich nicht 
mehr vereinbar war. Aber das Jodeln, 
den Gesang, den pflege ich heute noch. 

Stehen denn in nächster Zeit auch 
Auftritte mit dem Jodlerchörli Hei-
melig Oberkirch an? 

Nun, vom 21. bis 23. Juni war das Zen-
tralschweizerische Jodlerfest in Rei-
den. Dort trat ich mit dem Chor, bei 
dem ich aktiv dabei bin, auch auf. Zu-
dem hatte ich auch mit einem Terzett 
zu dritt einen Auftritt. Als neuer Prä-
sident der IG Volkskultur Schweiz 
freue ich mich auf den Tag der Trach-
ten vom 23. September 2013 im Parla-
ment. Auch da wird das Jodlerchörli 
Heimelig am Abend auftreten.

Das Eidgenössische Schwing- und 
Älplerfest (30. 8. bis 1. 9. 2013) steht 
vor der Türe. Wird man Sie dort 
auch antreffen?
Ich war ja sehr aktiv im eidgenössi-
schen Schwingerverband und bin heu-
te Ehrenmitglied und daher als Ehren-

gast eingeladen. Und ich freue mich 
natürlich sehr auf diese Tage in Burg-
dorf und bin überzeugt, dass es ein 
gutes Schwingfest geben wird.

Was macht für Sie die spezielle 
Atmosphäre der Eidgenössischen 
Schwingfeste aus? 
Ein Blick auf vergangene Schwingfes-
te zeigt, dass dort die Menschen hin-
gehen, die Fröhlichkeit, Bodenhaftig-
keit und das Brauchtum pflegen wol-
len. Man sieht kein grosses Polizeiauf-
gebot. Die Leute, die dort hingehen, 
wissen, was Brauch und Recht ist. 

Konnten Sie denn Ihr Interesse am 
Schwingen und Jodeln an Ihre Söhne 
weitergeben?

Alle drei Söhne haben mal an Buebe-
schwinget geschwungen. Leider konn-
ten sie sich nicht festlegen, das weiter-
zuführen, aber dieser Entscheid liegt 
selbstverständlich bei ihnen. Vor al-
lem der Älteste ist aber nach wie vor 
sehr interessiert und verfolgt sowohl 
den Sport als auch den Jodelgesang 
mit. Meine Söhne schätzen das 
Brauchtum allgemein, aber zum jetzi-
gen Zeitpunkt, an dem sie noch in der 
Weiterbildung sind, sind sie nicht ak-
tiv dabei.

Ihr wohl aber aussergewöhnlichstes 
Hobby ist die Kaninchenzucht. Sind 
Sie auch durch die Familie dazu 
gekommen?
Ja, auch das ist ein Hobby, das mein 
Vater einmal gepflegt hat. Durch sei-
nen frühen Tod habe ich mich ent-
schieden, dieses weiterzupflegen. 
Eine Beziehung zu Tieren zu haben 
und zu sehen, wie unsere Kinder auch 
mit diesen Tieren aufgewachsen sind, 
ist etwas Spezielles. Ich betreibe Ka-
ninchenzucht nicht intensiv, aber es ist 
ein schöner Ausgleich zum Arbeits- 
und Parlamentsalltag.

Abschliessend noch eine Frage zum 
Thema: Ferien. Haben Sie Ferien-
pläne? Wenn ja, bleiben Sie in der 
Schweiz oder planen Sie, weiter weg 
zu verreisen?
Wenn das Wetter in den Sommerferien 
so schön ist wie heute, verbringen wir 
die Ferien Ende Juli in der Schweiz. 
Wir hielten es bis anhin so, dass wir 
im Herbst weiter weg reisen. In der 
Schweiz gibt es aber so viele schöne 
Orte, dass ich der Meinung bin, dass 
man auch hier viel Interessantes und 
Schönes erleben kann.

Albert Vitali ist 58-jährig, verheira-
tet und Vater von drei erwachse-
nen Söhnen. Seit eineinhalb Jah-
ren vertritt er die Interessen Lu-
zerns im Nationalrat. Er lebt in 
Oberkirch in Luzern und geht mit 
Schwingen, Jodeln und Kanin-
chenzucht aussergewöhnlichen 
und traditionell schweizerischen 
Hobbys nach.

Trotz Politik und Beruf findet Albert Vitali die Zeit, aktiv mit dem Jodlerchörli Heimelig 
aufzutreten – das nächste Mal am 23. September, am Tag der Trachten im Parlament.
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KMU-Preis 2013 – Start-Ups 

Wir gratulieren den acht Preisträgern!
Der diesjährige KMU-Preis der FDP zeichnet Start-Ups aus, die sich durch besonders innovative 
Ideen auf dem Markt zu etablieren versuchen. Die FDP schätzt die unternehmerische Aktivität  
von jungen Pionieren und setzt sich für die Förderung und Unterstützung von KMU ein.  
In diesem Sinne gratuliert die Partei den diesjährigen Preisträgern herzlich und wünscht, dass 
Leistungswille, Kreativität und Engagement auch in den kommenden Jahren zum Erfolg führen!

Apoveda Engineering GmbH, Thurgau
Wir sind ein 2012 gegründetes, inno-
vatives Start-Up aus dem Hochschul-
umfeld in Zürich. Unsere Kompeten-
zen liegen in der Entwicklung von 
Hard- und Software, insbesondere 
auch Mobile- und Webapplications. 
Sie haben eine Geschäftsidee, welche 
ein elektronisches Produkt oder eine 
App benötigt? Wir haben das Know-
how zur Realisierung!

Der Kerngedanke von Apoveda be-
steht darin, dass talentierte und moti-
vierte Studenten in ihren Spezialge-
bieten bereits mit ausgebildeten Inge-
nieuren mithalten können. Wir haben 
es uns zur Aufgabe gemacht, dieses 
brachliegende Potenzial zu nutzen.

Wir bieten den Studenten auf diese 

Weise einen sehr flexiblen und attrak-
tiven Job, anderseits profitieren unsere 
Kunden von guten Konditionen und 
dem jugendlichen Geist des Apoveda-
Teams. Die unvoreingenommene 
Grundhaltung und das proaktive Mit-
denken zum Erreichen der Ziele sind 
dabei zwei wichtige Faktoren.

Schwerpunkte
Hardware Engineering: Elektronik-
entwicklung – vom ersten Schaltungs-
entwurf über ein Funktionsmuster bis 
zur Serienreife und Produktion.

Software Engineering: Klassi-
sches Entwickeln von Server- aber 
auch Desktop-Applikationen.

Mobile Engineering: Wir pro-
grammieren nativ auf Android und 
iOS und haben uns auf Business- und 
Industrial-Apps spezialisiert.

Web Engineering: Wir entwickeln 
einfache statische Webseiten, aber 
auch komplexe Internetauftritte und 
Webportale.

DAHU Sports Company Ltd, Fribourg
DAHU Sports Company Ltd est créé 
en Août 2011 par Nicolas Frey, avec 
comme objectif premier de développer 
et de commercialiser une chaussure de 
ski innovante, qui pour la première 
fois s’adapte à l’utilisateur et non l’in-
verse, en alliant confort, légèreté et 
mode. 

DAHU espère ainsi révolutionner 
un marché vieillissant et manquant 
cruellement de nouveautés en satisfai-
sant un besoin élémentaire, celui 
d’envisager une journée de sports 
d’hiver avec aux pieds une seule et 
unique paire de chaussures pour 

conduire, marcher confortablement, 
faire une randonnée ou guider effica-
cement ses skis.

Hors des pistes, la chaussure 
DAHU, pourvue d’une membrane 
waterproof et respirante, garantit cha-
leur et confort optimum à redonner le 
goût du ski à tous ceux qui avaient 
arrêté. Avec une grande liberté au ni-
veau des couleurs et des imprimés, elle 
devient également un véritable acces-
soire de mode capable de suivre les 
tendances urbaines et de la glisse.

En mode ski, la chaussure s’intègre 
à un exosquelette qui en assure la rigi-

dité et permet d’obtenir les mêmes 
performances qu’une botte de ski tra-
ditionnelle mais sans les inconvénients 
que sont le poids, l’inconfort, le manie-
ment malaisé des fermoirs et la dé-
marche contrainte et incertaine.

Actuellement en production, la 
DAHU sera disponible à l’achat dans 
les principales villes et stations de ski 
de l’arc Alpin dès Novembre 2013 
pour une première saison de ski sans 
maux de pieds. 

Fortsetzung KMU-Preis auf Seite 9
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microsTECH AG –  
The Life Science Company, Solothurn 
Das Start-Up-Unternehmen bietet eine 
grosse Palette an mikrobiologischen, 
molekularbiologischen und chemi-
schen Analysen in den Bereichen 
Agro, Lebensmittel, Wasser, Kosme-
tik, Pharma, Umwelt, Hygiene und 
einer Vielzahl anderer Industrien an. 
microsTECH forscht und entwickelt 
stetig neue Technologien im Bereich 
Life Science, sei es im Auftrag oder in 
Eigeninitiative. Dank ihrer Unabhän-
gigkeit und der umfassenden Leis-
tungspalette kann sich die micros-
TECH AG als «one-stop-shop» für 
seine Kunden positionieren; eine 
Dienstleistung, die so in der Schweiz 
einzigartig ist. Zum Kundenstamm 
gehören bereits global tätige und welt-
bekannte Unternehmen.

microsTECH setzt ihr Wissen in 
innovativen und überzeugenden Pro-

dukten um. Bereits konnte ein erstes 
Produkt im Bereich Veterinärwesen 
entwickelt werden, welches in Kürze 
auf den Markt gebracht und den Be-
griff Service für den Kunden neu de-
finieren wird. 

Schliesslich ist microsTECH als 
Forschungspartner Teil eines EU-Pro-
jekts zur Entwicklung einer Techno-
logie, um Öl biologisch schnell und 
unbedenklich abbauen zu können. Mit 

RedElec Technologie –  
Une start-up valaisanne innovante dans  
le domaine du clean-tech, Valais
RedElec Technologie SA est une so-
ciété spécialisée dans le domaine de 
l’électrochimique, une technologie 
clean-tech par excellence qui présente 
aujourd’hui un intérêt important dans 
des domaines variés tels que la trans-
formation de produits chimiques ou 
naturels, le traitement des eaux et le 
stockage de l’énergie. 

RedElec développe et commercia-
lise une technologie électrochimique 
novatrice permettant d’effectuer des 
transformations redox au meilleur 
coût économique et environnemental 
directement sur le site de production. 

Les applications de la technologie 
sont notamment:

1) Traitement des eaux indus-
trielles : Elimination des micropol-
luants par électro-fenton ; elimina-

tion/Récupération d’ions métalliques 
(cuivre, zinc, nickel, or, …)

2) Réduction électrochimique de 
suspension de colorant pour la prépa-
ration de bain de teinture (industrie du 

solchen Technologien soll künftig ein 
«Deep Water Horizon» schnell und 
effizient unter Kontrolle gebracht wer-
den, damit weder Umwelt, Mensch 
noch Tier Schaden nehmen müssen. 

microsTECH setzt sich für die Life 
Science Community ein und gibt ihr 
Wissen in Schulungen und internatio-
nalen Konferenzen sowie in Form von 
fachspezifischen Publikationen wei-
ter. Als Initiantin und Gastgeberin der 

«Swiss International Conference on 
Industrial Microbiology – MICRO-
SCON» lockt die microsTECH AG 
jeweils alle zwei Jahre führende Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler aus über 40 Nationen in die 
Schweiz. microsTECH vermarktet 
innovative Produkte im Bereich Life 
Science. microsTECH steht für Com-
pliance und bietet juristische Beratung 
an.

textile et en particulier pour l’industrie 
du jeans).

3) Electrosynthèses organiques. 
Parallèlement à ces axes de déve-

loppement, l’entreprise travaille sur 

mandat pour des entreprises de l’in-
dustrie chimique, pharmaceutique, 
agrochimique et biotechnologique qui 
désirent étudier l’alternative électro-
chimique pour des étapes de produc-
tion problématiques, ainsi que pour 
ouvrir de nouvelles voies de synthèses 
plus économiques et écologiques. Elle 
effectue l’optimisation du procédé au 
niveau du laboratoire et accompagne 
le développement jusqu’au niveau in-
dustriel. Elle propose également l’in-
génierie et la construction de réacteurs 
électrochimiques de capacité indus-
trielle.

Fortsetzung KMU-Preis auf Seite 10
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forensity ag, Luzern – Mit Schuhspuren  
die Aufklärungsquote erhöhen
Oft sind Schuhspuren ein entscheiden-
des Indiz, um verschiedene Kriminal-
fälle miteinander in Verbindung zu 
bringen. Ein effizientes System zum 
Abgleich der gesicherten Sohlenab-
drücke bildet die Voraussetzung, um 
Serien möglichst lückenlos und schnell 
über die ganze Schweiz aufzudecken.

Die Täterschaft arbeitet immer stär-
ker kantonsübergreifend. Kriminal-
touristen sind zudem nur kurze Zeit 
aktiv. Rasches Handeln ist daher wich-
tig. Um heute Schuhspuren zu verglei-
chen, treffen sich Polizisten oder tau-
schen Bilder per E-Mail aus. forensity 
macht es dem Kriminalbeamten mög-
lich, gesicherte Sohlenabdrücke aus 
mehreren Kantonen gleichzeitig mit-
einander zu vergleichen. So lassen sich 
mehr Fälle erst noch schneller mitein-
ander vergleichen. Zusätzlich erkann-
te Fallzusammenhänge und eine er-

höhte Aufklärungsrate sind das Resul-
tat. Durch die automatisierten Abläufe 
werden die Spezialisten entlastet, die 
aufgrund des Spardrucks bei stagnie-
renden Ressourcen wachsenden An-
sprüchen genügen müssen.

Unterstützt wird dieser einfache 
Informationsaustausch mit einer neu-

en Technologie. Diese ordnet Schuh-
spurenbilder vom Tatort automatisiert 
einem Schuhmodell zu. So wird aus 
einem schlecht erkennbaren Teilab-
druck eine standardisierte Informa-
tion, welche einfach über die kantona-
len Netzwerke abgefragt werden kann. 
Der Gründer und CEO der forensity 

ag, Thomas Stadelmann, arbeitete 
nach seinem Forensikstudium an der 
Uni Lausanne vier Jahre als Kriminal-
techniker und kennt das Problem da-
rum aus eigener Erfahrung.

ShoeSize.Me GmbH, St. Gallen
«Shopping for shoes online? We’ll tell 
you which size to order!» ShoeSize.
Me bietet einen einfachen und schnel-
len Online-Service zum virtuellen 
Anprobieren von Schuhen und trifft 
damit das Kernproblem des Online-
Handels: Hohe Rückabwicklungskos-
ten auf Grund hoher Retouren-Quo-
ten. Insbesondere im Schuhbereich 
belaufen sich die Rücksendungen auf 
bis zu 50 Prozent aller verkauften 
Schuhe. Mehr als die Hälfte der re-
tournierten Schuhe werden zurück-
geschickt, da diese schlicht nicht pas-
sen. Grund dafür ist die Problematik 
der nicht normierten Schuhgrössen-
definition. 

Um diesen Herausforderungen zu 
begegnen, entwickelt das Start-Up 
ShoeSize.Me eine innovative Dienst-
leistung, die Kunden bereits vor dem 
Schuhkauf im Internet eine valide 
Empfehlung liefert, in welcher Grösse 
der Schuh bestellt werden sollte.

Als Plug-in auf der jeweiligen On-
line-Shop-Seite integriert, gibt Shoe-
Size.Me dem Kunden mit einem Klick 
die jeweilige Grössenempfehlung zum 
betrachteten Schuh ab und ermöglicht 
somit ein nahtloses Shopping-Erleb-
nis. Um ShoeSize.Me nutzen zu kön-
nen, legen Online-Shopper auf www.
shoesize.me in wenigen Schritten ein 
persönliches Profil mit geometrischen 

Fussmassen an. Dazu können sie ent-
weder unter einfacher Anweisung die 
Füsse direkt zu Hause vermessen oder 
Schuhe benennen, die sie bereits be-
sitzen. Die Grössenempfehlung erfolgt 
dann durch das Vergleichen des jewei-
ligen Fussprofils mit den Innenraum-
massen des ausgewählten Schuhs,  
die mittels «3D-In-Shoe-Scanning»-
Technologie sowie statistischer Aus-

wertung von Passform-Feedbacks er-
mittelt werden.

ShoeSize.Me wurde im November 
2012 gegründet und wird, neben einer 
Auszeichnung der ESADE Business 
School, Barcelona, vom St. Galler För-
derungsprojekt «STARTFELD» ge-
fördert und unterstützt.

Fortsetzung KMU-Preis auf Seite 11
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Swiss Blue Energy AG, Aargau
Die Swiss Blue Energy AG arbeitet an 
der Markteinführung einer neuen Di-
mension der absolut emissionsfreien 
Energieerzeugung. Diese bisher all-
gemein nicht bekannte Art der mag-
netokalorischen Energiegewinnung 
ermöglicht eine rund um die Uhr 
saubere Energieproduktion, frei von 
äusseren Einflüssen. Als Treibstoff 
benötigen wir lediglich Warmwasser 
zwischen 30 ° und 90 ° Celsius sowie 
um 20 ° C kühleres Wasser. Diesen 
Treibstoff bezeichnet man auch als 
Abwärme oder Niedertemperaturener-
gie. Die ansonsten nicht zur direkten 
Energieerzeugung nutzbare Abwärme 
stellt eine der grössten und niemals 

endenden Energiequellen dar. Sie ist 
permanent erhältlich und ist ein guter 
Energiespeicher. Auch industrielle 
Abwärme und Abwärme von Kraft-

werken sind nutzbar, diese stehen in 
sehr grossen Mengen zur Verfügung. 
Ein weiterer wichtiger Lieferant für 
die Swiss-Blue-Energy-Kraftstationen 

ist die stets vorhandene Erdwärme aus 
geringen Tiefen, ohne tief bohren zu 
müssen. Auch die gut speicherbare 
Solarthermie (Warmwasser 60 ° C) ist 
ein ideales Antriebsmittel. Das bereits 
genutzte Warmwasser kann mehrmals 
kaskadenartig zur Stromerzeugung 
wiederverwendet werden. Swiss-Blue-
Energy-Kraftstationen werden in mo-
bilen Containern ausgeliefert und sind 
somit optimal zur dezentralen Ener-
gieerzeugung nutzbar. Kein Lärm, 
kein Schmutz und auch keine Verän-
derung von Landschaftsbildern. Erste 
ca. 0,5 Megawatt produzierende Con-
tainer werden Ende 2015 ausgeliefert. 
Swiss Blue – just green!

Aus dem Generalsekretariat

Erfolgreiche Lernende – herzliche Gratulation
Ende Juni schlossen die beiden Lehrtöchter der FDP.Die Liberalen Schweiz ihre Ausbildung  
im Generalsekretariat in Bern erfolgreich ab. Wir gratulieren Stephanie Leuenberger und Ariana 
Strähl herzlich zu ihrem Abschluss. 

Am 1. August 2011 begann Stephanie 
Leuenberger im Generalsekretariat in 
Bern ihre Ausbildung zur Büroassis-
tentin mit eidg. Berufsattest (EBA). 
Nach zwei intensiven, spannenden 
und erlebnisreichen Jahren schloss sie 
ihre Ausbildung ab. 

Ariana Strähl kam erst vor einem 
Jahr zur FDP.Die Liberalen Schweiz, 
um hier das letzte Jahr ihrer Ausbil-
dung zur Kauffrau E-Profil abzu-
schliessen. Die ersten zwei Jahre ihrer 
Lehre absolvierte sie bei der FDP.Die 
Liberalen Solothurn. 

Im Namen der ganzen FDP gratu-
liert das Generalsekretariat seinen 
beiden Lehrtöchtern zur bestandenen 
Abschlussprüfung. Wir danken Aria-
na und Stephanie für ihren grossen, 
unermüdlichen Einsatz für die FDP 
und wünschen ihnen für ihre beruf
liche und private Zukunft alles Gute. 

Seit dem 1. August 2013 befindet 
sich Yasemin Eryigit neu in der Aus-
bildung zur Büroassistentin EBA. Wir 

wünschen Yasemin eine tolle und 
interessante Ausbildung und freuen 

uns auf ihre Mitarbeit im Generalse-
kretariat.

Stephanie Leuenberger,  
Büroassistentin EBA

Ariana Strähl,  
Kauffrau E-Profil

Yasemin Eryigit,  
Lehrtochter Büroassistentin EBA 
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Einheitskasse

Milliardenteures Experiment gefährdet  
die Qualität im Gesundheitswesen
Die Initianten der Einheitskasseninitiative behaupten, die Verstaatlichung unseres Gesundheits
wesens würde die Gesundheitskosten und damit die Prämien senken. Das Gegenteil ist der Fall.  
Eine Einheitskasse würde unser Gesundheitswesen verteuern, dessen Qualität verschlechtern und 
zu einer Zweiklassenmedizin führen. Der radikale Wechsel hin zur Staatsmedizin ist abzulehnen. 

Karin Keller-Sutter,  
Ständerätin SG, Mitglied  
des Co-Präsidiums alliance santé

Die Einführung eines Staatsmonopols 
im Gesundheitswesen hätte starke ne-
gative Auswirkungen auf die Qualität 
der Schweizer Gesundheitsversorgung 
wie auch auf unsere Volkswirtschaft. 

Die Krankenkassen verfügen heute 
über Anreize, Versicherungsmodelle 
anzubieten, die den Bedürfnissen ihrer 
Kundinnen und Kunden entsprechen. 

Tun sie dies nicht, gehen die Ver-
sicherten zur Konkurrenz. Die Kassen 
sind dadurch gezwungen, die Qualität 
von Service und Angebot laufend zu 
verbessern und die eigenen Kosten tief 
zu halten. Zudem kontrollieren die 
Krankenkassen jährlich um die 100 
Millionen Rechnungen von Spitälern, 
Ärzten, Apotheken und sparen dem 
Gesundheitswesen so jährlich unge-
fähr zwei Milliarden Franken.

Da die Krankenversicherer in 
gegenseitiger Konkurrenz stehen, sind 
sie gezwungen, all dies möglichst ef-
fizient zu erledigen. So sind die Ver-
waltungskosten der Krankenversiche-
rer mit durchschnittlich rund 5,4 Pro-
zent viel tiefer als jene von staatlichen 
Versicherungen wie der Suva, AHV, 
IV oder ALV. Eine Einheitskasse wür-

de die Bürgerinnen und Bürger zu Bitt-
stellern machen, die dem Staatsmono-
pol alternativlos ausgeliefert wären. 

Die Spitze der Einheitskasse wäre 
zudem nach den Vorstellungen der SP 
mit Vertretern der Leistungserbringer 
besetzt. Es ist offensichtlich, dass die-
se sich nicht mit der gleichen Konse-
quenz für günstige Tarife engagieren 
könnten.

Ein Kuhhandel  
mit Milliardenkosten
Nur schon der Systemwechsel vom 
heutigen freiheitlichen zum mono-

polistischen System würde Milliar-
denkosten verursachen. Die Infra-
struktur der heutigen Krankenversi-
cherer würde nicht mehr benötigt, 
stattdessen wäre auf Staatsseite eine 
ähnliche Infrastruktur neu aufzu-
bauen. Während Jahren müssten beide 
Systeme parallel laufen, um einen 
funktionierenden Übergang zu ge-

währleisten. Sowohl für Leistungser-
bringer wie auch für die Versicherten 
entstünde ein qualitätsgefährdender 
Wirrwarr. 

Die Enteignungs- und Umstellungs-
kosten in Milliardenhöhe müssten zu-
dem mit höheren Prämien und Steuer-
geldern berappt werden. Wozu dieser 
Aufwand? Um jährlich ca. 77 Millio-
nen Franken Werbekosten einzuspa-
ren, was 0,3 Prozent der gesamten 
Aufwendungen der Krankenversiche-
rer entspricht? Die Einheitskasse wür-
de zu einem Zwangsmonopol führen, 
das keinen Anreiz für tiefe Prämien 

mehr bietet. Dies ist sicherlich nicht 
im Sinn der kostenbewussten Bürge-
rinnen und Bürger!

Die Initiative muss  
ohne Gegenvorschlag vors Volk
Das Signal ist klar: Die Initiative muss 
rasch und ohne Gegenvorschlag dem 
Volk zur Abstimmung vorgelegt wer-
den. Das Parlament hat in beiden Rä-
ten fünf gleichlautende Motionen 
überwiesen, die eine rasche Abstim-
mung über die Initiative ohne Gegen-
vorschlag fordern. In der Vernehm-
lassung haben sich zudem neben der 
Mehrheit der Parteien und Kantone 
auch Patienten- und Leistungserbrin-
gerorganisationen negativ zum Gegen-
vorschlag geäussert. 

Nur mit einem schnellen Vorgehen 
haben wir rasch Klarheit und können 
wirkliche Verbesserungen im Gesund-
heitswesen – wie die Verfeinerung des 
Risikoausgleiches – schnell an die 
Hand nehmen.

In der alliance santé haben sich 
Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier sowie Exponenten aus 
dem Gesundheitswesen und der 
Schweizer Wirtschaft zusammen-
geschlossen. Sie richten sich ge-
meinsam gegen die Einheitskas-
sen-Initiative der SP und den bun-
desrätlichen Gegenvorschlag.

Internet: www.alliance-sante.ch

Twitter: @alliance_sante

Google+: http://bit.ly/12SzkQz

Die heutigen Krankenversicherer arbeiten effizienter als 
eine staatliche Einheitskasse.� Quelle: alliance santé
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Unter Freisinnigen

Besuch in China

«Ein Meilenstein, der mich stolz macht»
Bericht von Bundesrat Johann N. Schneider-Ammann, Vorsteher des Eidgenössischen 
Departements für Wirtschaft, Bildung und Forschung. 

Liebe Freisinnige,  
Liebe Parteikolleginnen  
und Parteikollegen

Wie schnell doch alles wieder nor-
mal scheint. Dabei liegt das Ereig-
nis nicht einmal sechs Wochen 
zurück. Die Rede ist vom 6. Juli 
dieses Jahres, als ich die Ehre hat-
te, für unser Land das Freihan-
delsabkommen mit der Volksre-
publik China zu unterzeichnen. 

Es war, ich kann es nicht anders 
sagen, ein Moment, der mich mit 
Freude und Stolz erfüllte, als mein 
chinesischer Amtskollege, Han-
delsminister Gao Hucheng, und 
ich die Unterschriften unter ein 
Vertragswerk setzten, das über 
1100 Seiten dick und fast zehn Ki-
logramm schwer ist. 

Mehr als nur ein Freihandels­
abkommen
Aber es geht natürlich nicht um 
diese Zahlen. Das Freihandelsab-
kommen ist ein Meilenstein. Es 
schafft in erster Linie einen vor-
hersehbaren, im Völkerrecht ver-
ankerten Rahmen für den wirt-
schaftlichen Austausch zwischen 
unseren beiden Ländern. Es ver-
bessert den gegenseitigen Markt-
zugang für Güter und Dienstleis-
tungen, erhöht die Rechtssicher-
heit im Bereich des geistigen 
Eigentums und für den bilateralen 
wirtschaftlichen Austausch ganz 
allgemein. 

Das Freihandelsabkommen ist 
aber mehr. Dank ihm werden sich 
die gesamten bilateralen Bezie-
hungen zu einem der wichtigsten 
Länder dieser Welt entscheidend 
und nachhaltig verändern, vor al-
lem werden sie sich intensivieren. 
Denn das Freihandelsabkommen 
steht nicht allein. Gleichzeitig ha-
ben wir auch ein Abkommen zu 
Arbeit und Beschäftigung unter-

zeichnet, das die soziale Dimen-
sion der Nachhaltigkeit stärkt. 
Wir haben auch beschlossen, 
den Dialog über Menschenrech-
te weiterzuführen, den wir 2007 
begonnen haben. Und schon ei-
nige Monate früher wurde eine 
Intensivierung der Zusammen-
arbeit in Lehre und Forschung 
vereinbart. Gerade in diesem 
Feld hat unser Land einiges an-
zubieten, das über das rein Wirt-
schaftliche hinausgeht, das die 
gesamten Lebensbedingungen 
in China positiv beeinflussen 
kann. 

Die Schweiz übernimmt 
Verantwortung
So wird mit dem Freihandelsab-
kommen eine Geschichte weiter-
geschrieben, die damit begon-
nen hat, dass die Schweiz An-
fang der Fünfzigerjahre als eines 
der ersten Länder die Volksrepu-
blik China anerkannt und mit ihr 
diplomatische Beziehungen auf-
genommen hat. Die Schweiz ge-
hörte auch zu den ersten Län-
dern, die China den Status einer 
Marktwirtschaft zuerkannt ha-
ben. Es war schliesslich mit 
Schindler eine Schweizer Firma, 
die zu den ersten drei Unterneh-
men gehörte, welche ein Joint 
Venture mit China eingegangen 
sind. Damit hat unser Land Zei-
chen gesetzt, die weit mehr sind 
als diplomatische Normalität. 

Mit dem Freihandelsabkom-
men hat die Schweiz schliesslich 
eine ihrer traditionellen Quali-
täten bestätigt, nämlich ein offe-
nes Land zu sein, das bereit ist, 
in der Welt Verantwortung zu 
übernehmen. Darauf bin ich be-
sonders stolz. 

Ihr Bundesrat  
Johann Schneider-Ammann

Ein fester Händedruck zwischen Johann Schneider-Ammann und Handelsminister Gao Hucheng 
besiegelt das Freihandelsabkommen und die damit verbundenen weiteren Vereinbarungen zwi-
schen der Schweiz und China.

Intensive Gespräche zwischen Bundesrat Johann Schneider-Ammann (links) und dem chinesischen 
Premier Li Keqiang brachten das Freihandelsabkommen zu Stande.
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Volksinitiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre»

Ohne Privatsphäre keine Freiheit
Seit dem 4. Juni setzen sich Vertreter verschiedener Parteien auf der Strasse dafür ein,  
dass Herr und Frau Schweizer auch weiterhin eine Privatsphäre besitzen, die den Namen verdient. 
Auch FDP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier engagieren sich an vorderster Front im über
parteilichen Komitee für die Sicherung unserer privaten Daten ein. 

«Wer nichts zu verbergen hat, der 
braucht auch keinen verstärkten 
Schutz der Privatsphäre» – mit diesem 
Argument versuchen die Gegner der 
überparteilichen Initiative darauf an-
zuspielen, das Ziel der Initianten sei 
letztlich nur ein Versuch, Steuer
betrüger und Steuerhinterzieher zu 
schützen. 

Wer den Initiativtext jedoch genau 
liest und sich mit den Inhalten ausei-
nandersetzt, erkennt sofort, dass die-
ser Vorwurf mehr als nur aus der Luft 
gegriffen ist. Die Initiative wird viel-
mehr helfen, genau zu klären, in wel-
chen Fällen der Schutz der Privat
sphäre verwirkt ist. Auch wird genau 
geklärt, welche Vergehen als Steuer-
betrug und welche als Steuerhinter-

ziehung gelten. Die Initiative schützt 
Vergehen in Steuerfragen nicht, son-
dern bringt vielmehr genaue Spielre-
geln und sorgt so für mehr Steuerge-
rechtigkeit. 

Vertrauen erzeugt Ehrlichkeit
Immer mehr Staaten verlangen den 
automatischen Informationsaustausch 
und führen damit zu einer Datenflut, 
welche einerseits nicht überblickbar 
ist, andererseits aber auch Begehrlich-
keiten wecken kann. Gerade in Zeiten, 
in welchen umfangreiche Bespitze-
lungsaktionen ganzer Staaten ans 
Licht kommen, gilt es, das persönliche 
Gut eines jeden Einzelnen so gut wie 
nur möglich zu schützen. Vertrauen 
erzeugt Ehrlichkeit – diesen Grund-

satz scheint die Welt vergessen zu 
haben. Die Initiative will in der 
Schweiz retten, was noch zu retten ist.

Berichte über das Überwachungs-
programm der NSA lassen die Be-
fürchtung zu, dass der Fiskus sich mit 
Steuerdaten nicht zufriedengeben 
wird und ohne Gegenmassnahmen in 
wenigen Jahren auch persönliche 
Daten über Krankheiten, Strafbefeh-
le, Kreditwürdigkeit und so weiter 
automatisch an die Behörden weiter-
gereicht werden.

Wikileaks wie auch andere Skan-
dale um veröffentlichte Daten zeigen, 
dass Daten, welche erst einmal im 
Umlauf sind, schlicht nicht sicher 
sind. Auch hier wird die Initiative 
Schutz der Privatsphäre bieten.

Helfen Sie mit
Der Schutz der Privatsphäre und damit 
das Hochhalten der Selbstverantwor-
tung ist ein urliberaler Wert. Einmal 
mehr gilt es, diese Werte zu verteidi-
gen. Ihre Unterschrift für die Initiative 
zum Schutz der Privatsphäre ist wich-
tig und ist ein bedeutendes Zeichen 
gegen linke Bestrebungen, Schweize-
rinnen und Schweizer zu gläsernen 
Bürgern zu machen. Unterschreiben 
Sie daher noch heute! 

Fulvio Pelli und Gabi Huber setzen sich an vorderster Front für den Schutz der Privatsphäre ein.

JA
zum Epidemiengesetz 

am 22. September 2013
JAzumEPG.ch

«Die immer grössere 
Mobilität führt 

auch zu einer rascheren 
Verbreitung 

von  übertragbaren 
 Krankheiten.»

Felix Gutzwiller, 
FDP Ständerat ZH

Ignazio Cassis, 
FDP Nationalrat TI
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Fraktionsausflug

Fraktionsausflug

Von Uhren, Säulirennen und Grilladen 
Am Mittag des 12. Juni drängten sich einmal mehr die Cars vor dem Bundeshaus – die Fraktions
ausflüge standen auf dem Programm. Während die Debatte zum US-Steuerdeal unseren 
Ständeräten einen Strich durch die Rechnung resp. das Programm machte, sassen die restlichen 
Fraktionsmitglieder pünktlich um 12.30 im Bus. Destination: Saint-Imier!
Beispiellos vereint die Schweizer Uh-
renmarke Longines Tradition und Mo-
derne, Savoir-faire und Innovation. 
Der erste Stopp des diesjährigen Frak-
tionsausflugs galt denn auch dem 
Schweizer Traditionsunternehmen. 
Bundesrat Johann Schneider-Am-
mann, Fraktionspräsidentin Gabi Hu-
ber, Parteipräsident Philipp Müller 
und 150 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer besuchten das hauseigene Mu-
seum und liessen sich die einzelnen 
Produktionsschritte erklären. 

Bundesrat Schneider-Ammann 
dankte Longines für den grossen Ein-
satz in der Schaffung von Arbeitsplät-
zen und für seine Bedeutung für den 
Wirtschaftsplatz Schweiz. Im An-
schluss an diverse Ansprachen wurden 

die Besucher mit einem köstlichen 
Apéro verwöhnt. 

So gestärkt wurden die Cars ein 
zweites Mal erklommen, diesmal mit 
Ziel Römerhof in Bühl. Kaum ausge-
stiegen, stiessen auch schon die vorü-
bergehend verlorenen Ständeräte dazu 
– auch ihr langer Tag fand so ein ge-
mütliches Ende. Bevor sich die Teil-
nehmenden aber dem kulinarischen 
Genuss widmen konnten, stand Action 
auf dem Programm. Angefeuert von 
lautstarken Zurufen und gelockt vom 
vollen Futtertrog, gaben die Rennsäue 
beim Säulirennen alles. 

Bei gemütlichem Beisammensein 
und Grilladen bei schönstem Sommer-
wetter fand der Fraktionsausflug 2013 
ein würdiges Ende. In Saint-Imier werden die Besucher von Longines-CEO Walter von Känel begrüsst.

Bei der Longines-Werksbesichtigung. Besuch im hauseigenen Museum. Die Rennsäue wurden lautstark angefeuert.

Begrüssung auf dem Römerhof in Bühl. Beim Abendessen fand der Tag ein gemütliches Ende. Nationalrat Ignazio Cassis mit Mitarbeitern des GS.
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Vote électronique

Schweizer Demokratie im digitalen Zeitalter
Jüngst hat der Bundesrat einen umfangreichen Bericht zu Vote électronique verabschiedet  
und die Weichen für die flächendeckende Einführung der elektronischen Stimmabgabe gestellt. 
Davon profitieren nicht nur Auslandschweizer Stimmberechtigte, sondern immer mehr Stimm
bürgerinnen und Stimmbürger in der Schweiz. Das Tempo bei der Einführung und der Ausdehnung 
von Vote électronique bestimmen vorab die Kantone.

Barbara Perriard, Leiterin  
Sektion Politische Rechte 
Bundeskanzlei, ehem. General­
sekretärin FDP Frauen Schweiz

Mit der Verabschiedung des Berichts 
zu Vote électronique wurde ein wich-
tiger Meilenstein in der E-Governe-
ment-Strategie erreicht. Nach rund 
sechs Jahren Erfahrung mit der elekt-
ronischen Stimmabgabe in 13 Kanto-
nen, galt es, die über 150 Versuche 
auszuwerten. Der Bundesrat beurteilt 
diese positiv und stellt deshalb die 
Weichen für die flächendeckende Aus-
dehnung in den kommenden Jahren.

Bewährter dritter Stimmkanal
Bislang wurden vorab Auslandschwei-
zer Stimmberechtigte in die Versuche 
einbezogen. In verschiedenen Kanto-
nen haben bis zu 60 Prozent der Stim-
menden den komplementären Stimm-
kanal genutzt. Dies belegt, dass Vote 

électronique einem Bedürfnis ent-
spricht und auf breite Akzeptanz stösst. 

Auch innerhalb der Schweiz soll ge-
mäss den Entscheiden des Bundesrats 
künftig den Anliegen einer zuneh-

mend digitalisierten Gesellschaft 
Rechnung getragen werden und damit 
langfristig einer Abnahme der Stimm-
beteiligung vorgebeugt werden.

Nicht trivial
Es mag gerade in diesem Kontext alt-
modisch anmuten, aber das Stimmen 
und Wählen ist nicht nur ein Recht, 
sondern geradezu eine Pflicht der Bür-
gerinnen und Bürger. Es ist ein Akt, 
der nicht zu simplifizieren oder gar zu 
trivialisieren ist. Vielmehr ist er ge-
messen an seiner Tragweite würdig 
auszugestalten. 

Aus diesem Grund ist die elektroni-
sche Stimmabgabe bewusst nicht wie 
eine Umfrage konzipiert, wie man sie 
auf jedem beliebigen Online-Portal 
findet, sondern der Prozess führt die 
Stimmberechtigten über verschiedene 
Etappen bis zur definitiven Abgabe der 
Stimme. Vote électronique entbindet 
den Einzelnen nicht, sich zu informie-

ren und sich eine Meinung zu bilden. 
Der Vorteil liegt denn auch weniger in 
einer zeitlichen Ersparnis gegenüber 
der brieflichen Stimmabgabe, sondern 
vielmehr im Umstand, dass ungültige 
Stimmen verhindert werden.

Sicherheit vor Tempo
Während der Zug dem einen zu schnell 
fährt, ist er dem anderen zu langsam. 
Fest steht: Der Bundesrat will auch 
künftig das bewährte schrittweise 
Vorgehen beibehalten. Sicherheit vor 
Tempo. Eine Ausdehnung der Stimm-
abgabe via Internet kann nur unter 
Einhaltung hoher Sicherheitsbestim-
mungen erfolgen. 

Im Zentrum steht die Verifizierbar-
keit, die es ermöglicht, Fehler und 
Manipulationen rechtzeitig festzustel-
len, aber das Stimmgeheimnis zu wah-
ren. Bei Umsetzung der neuen Anfor-
derungen und ihrer Überprüfung 
durch akkreditierte Stellen können die 
Kantone das Elektorat ausdehnen. Da-
für werden derzeit die rechtlichen 
Grundlagen vorbereitet.

Im virtuellen Führerstand des Vote-
électronique-Zuges stehen die Kanto-
ne. Sie organisieren und führen die 
Urnengänge durch und bestimmen 
folglich auch das Tempo. Der Fahr-
plan sieht so aus:

1. Ab 2014 erfolgt die etappenweise 
Ausdehnung auf die Stimmberechtig-
ten in der Schweiz. 

2. Bei den nächsten Nationalrats-
wahlen 2015 soll die grosse Mehrheit 
der Auslandschweizer Stimmberech-
tigten per Internet wählen können. 

3. Ab 2018 wird es voraussichtlich 
in einzelnen Kantonen möglich sein, 
flächendeckend elektronisch abzu-
stimmen und zu wählen.

Aus dem Bummelzug ist damit ein 
Schnellzug geworden. Einsteigen bitte!

Die Sektion Politische Rechte unter 
Leitung der früheren FDP-Frauen-General-
sekretärin Barbara Perriard zeichnet 
innerhalb der Bundeskanzlei verantwort-
lich für Vote électronique.

Bereits 13 Kantone bieten vorab für Auslandschweizer Stimmberechtigte 
Vote électronique an. UR, OW und VS steigen demnächst ein, GL und VD 
haben ebenfalls die Weichen gestellt.
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Abstimmungen

Abstimmung vom November: 1:12-Initiative 

Wie die Juso an den Grundpfeilern  
unseres erfolgreichen Arbeitsmarkts sägt
Der Global Competitiveness Report 2012–2013 bestätigt schwarz auf weiss: Die Schweiz hat den 
wettbewerbsfähigsten Arbeitsmarkt der Welt! Darauf dürfen wir zu Recht stolz sein, müssen aber 
in den kommenden Monaten dafür sorgen, dass dies auch so bleibt. Die 1:12-Initiative, über die im 
November abgestimmt wird, sägt nämlich an den tragenden Pfeilern dieses Erfolgs. 

Seit Jahren kennt die Schweiz europa-
weit tiefste Arbeitslosenzahlen. Ende 
2012 lag die Arbeitslosigkeit gemäss 
OECD bei 4,3 Prozent, die Jugend-
arbeitslosigkeit bei 8,4 Prozent. Zum 
Vergleich: in Italien liegen diese Zah-
len bei 10,8 Prozent und 35,3 Prozent, 
in Frankreich bei 9,9 Prozent und 23,8 
Prozent! Was machen diese Länder 
anders als wir? 

Nun, sie haben den Arbeitsmarkt 
viel stärker reguliert. Machen wir nicht 
die gleichen Fehler wie unsere Nach-
barstaaten. Das Erfolgsrezept heisst 
liberaler Arbeitsmarkt, nicht Überre-
gulierung! Leider scheint die Juso auf 
diesem Auge blind zu sein, sie greift 
mit der 1:12-Initiative die vier Grund-
pfeiler unseres Erfolgsmodells an. 

Konfrontation  
statt Sozialpartnerschaft?
1937 wurde in der Schweiz mit dem 
Friedensabkommen in der Metall- und 
Maschinenindustrie der Grundstein 
für die Sozialpartnerschaft gelegt. 
Seither verzichten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmer auf Kampfmassnah-
men und einigen sich im Rahmen von 
Gesamtarbeitsverträgen. Der Staat 
hält sich dabei zurück. 

Die 1:12-Initiative greift dieses 
konsensorientierte Modell direkt an 
und gefährdet damit den sozialpart-
nerschaftlichen Frieden. Statt ver-
nünftige Verhandlungen zwischen den 
betroffenen Parteien würden Konfron-
tation und Kampfmassnahmen zur 
Tagesordnung. Ein System, das nicht 
zur Schweiz passt.

Starre Lohnvorschriften  
statt freie Gestaltung der Löhne?
Unser Arbeitsmarkt zeichnet sich da-
durch aus, dass die Löhne von den 

Unternehmen individuell mit den 
Arbeitnehmern verhandelt werden 
können. Dies ermöglicht Unternehmen 
die notwendige Flexibilität und erleich-
tert die Schaffung von neuen Stellen. 

Die 1:12-Initiative würde zu starren 
Lohnvorschriften führen, die sowohl 
schädlich wie auch überflüssig sind. 
Gemäss einer OECD-Studie sind die 
Löhne von Vollzeit-Arbeitnehmenden 
in der Schweiz nämlich von allen 
OECD-Staaten am gleichmässigsten 
verteilt! Die Lohnschere in der 
Schweiz ist also ausserordentlich klein 
– dank einem liberalen Arbeitsmarkt.

Wie finden sich die fähigsten 
Führungskräfte?
Ein effizienter Arbeitsmarkt setzt vor-
aus, dass die verantwortungsreichen 
Stellen durch die fähigsten Mitarbeiter 
besetzt werden. Dazu muss einerseits 
das Auswahlverfahren auf Leistung fus-

sen. Andererseits – das ist die unange-
nehme Wahrheit – braucht es auch inter-
national wettbewerbsfähige Löhne. 

Spitzenpositionen sind mit enorm 
hoher Arbeitsbelastung verbunden, 
bedeuten den Verzicht auf Privat- und 
Familienleben. Und auch wenn die 
Leistung eines Unternehmens sicher-
lich nicht nur vom CEO abhängt, gibt 
es dennoch nur wenige Personen, die 
für solche Positionen geeignet sind. 
Ohne entsprechende Saläre finden 
sich schlicht nicht die bestmöglichen 
Kandidaten. Dieser Wahrheit – auch 
wenn sie nicht schön sein mag – müs-
sen wir ins Auge schauen. 

Abwanderung von Talenten  
statt attraktiver Arbeitsmarkt?
Nicht zuletzt schaden die starren 
Lohnvorschriften der 1:12-Initiative 
der Attraktivität des Schweizer 
Arbeitsmarkts. Damit dieser aber zum 

Erfolg der Schweizer Wirtschaft bei-
tragen kann, muss er den talentiertes-
ten Arbeitnehmern international ver-
gleichbare Löhne und Entwicklungs-
möglichkeiten bieten. Denn wenn 
diese Talente abwandern, schadet  
das der Wettbewerbsfähigkeit der 
Schweiz. Wir müssen alles daranset-
zen, dass die besten Köpfe auch künf-
tig in der Schweiz bleiben!

Die wirtschaftsfeindliche 1:12-Ini-
tiative sägt an den vier Grundpfeilern 
des Erfolgs unseres Arbeitsmarkts. 
Eifern wir nicht der Überregulierungs-
tendenz unserer Nachbarstaaten nach; 
höhere Arbeitslosigkeit bei tieferem 
Lohnniveau kann nicht unser Ziel 
sein! Wer hinter der Schweizer Tradi-
tion einer funktionierenden Sozial-
partnerschaft steht, muss der 1:12-In-
itiative, über die im November abge-
stimmt wird, folglich sehr kritisch 
gegenüber stehen.

Von allen OECD-Staaten weist die Schweiz die geringste Lohnschere auf!� Quelle: Avenir suisse (basierend auf oecd-daten, berechnung avenir suisse)Quelle: Avenir Suisse, avenir spezial Verteilung (basierend auf OECD-Daten und Berechnungen von Avenir Suisse) 
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Von Felsen in der Brandung  
und Steinen des Anstosses
Andreas Thiel spricht im satirischen Interview über Gott, die Welt und die Hölle.

Andreas Thiel, in Ihrem aktuellen 
Programm «Macht – Politsatire 4» 
gleicht die ganze Welt einem Ge-
fängnis – das Böse dominiert. Ist die 
Realität tatsächlich so düster?
Es handelt sich um einen philosophi-
schen, um nicht zu sagen höchst reli-
giösen Standpunkt. Buddhistisch be-
trachtet sind wir an unseren physi-
schen Körper gebunden und somit in 
dieser materiellen Welt gefangen wie 
in einem Traum. Man kann diese Welt 
also durchaus als Gefängnis sehen, in 
welchem wir jeweils für die Dauer 
eines Erdenlebens eingesperrt bleiben. 
Und da dies hier offensichtlich nicht 
der Himmel ist, ist es die Hölle.

Die Hölle?
Entschuldigen Sie, manchmal verges-
se ich die Graustufen – Berufskrank-
heit eines Satirikers. Dieser Planet ist 
natürlich nicht die Hölle. Aber wenn 
wir uns hier umschauen, dann kann 
die Hölle nicht mehr weit sein.

Können Sie dies anhand einiger 
Beispiele unterstreichen?
Gerne: Krieg, Terror, Folter, Massen-
vergewaltigungen, Schändungen, Ver-
stümmelungen, Hunger, Seuchen, Ver-
krüppelungen, Hass, Schmerz, Tren-
nung, Mord, Menschenhandel, Erd-
beben, Erbkrankheiten, Gaskammern, 
Überschwemmungen, Gier, Neid, 
Stolz, Rache …

Genug, genug! Gibt es im Gegenzug 
auch Dinge, die speziell positiv sind, 
wo sich die Situation stark gebessert 
hat? Eigentlich müsste doch die Welt 
nach Bin Ladens Tod erlöst sein …
Diese Welt hat bisher nur einer erlöst: 
Jesus. Mit Bin Ladens Tod hat sich gar 
nichts verbessert. Höchstens die Hölle 
ist etwas unsicherer geworden.

Aber es muss doch auch Positives in 
dieser Welt vorhanden sein?
Seit Jesus hier war, sind wir erlöst. Die 
Situation hat sich markant verbessert.

Erlöst wovon?
Na, von der ewigen Verdammnis, im-
mer wieder auf diesen Planeten kom-

men zu müssen. Sie kennen das Wheel 
of Samsara aus der altindischen Philo-
sophie nicht?

Nein.
Sie sollten sich mehr mit Buddhismus 
beschäftigen als mit Politik. Das 

Wheel of Samsara beschreibt den ewi-
gen Kreislauf der Wiedergeburt. Wir 
kommen hier immer wieder und im-

mer wieder und immer wieder und …

Warum?
Weil wir uns im Himmel schlecht be-
nommen haben. Ich hoffe, das mit dem 
Engelsturz muss ich Ihnen nicht auch 
noch erklären …

Nein, bitte fahren Sie fort: Wir kom-
men hier immer wieder und immer 
wieder …
… und es gibt erst einen Weg zurück 
in den Himmel, seit uns Jesus erlöst 
hat.

Das ist alles?
Ja, das wusste früher jeder Christ. 
Oder warum, glauben Sie, haben die 
frühen Christen trotz Verfolgung an 
der Gewaltlosigkeit festgehalten? Weil 
sie wussten: Der Anständige kommt 
jetzt wieder in den Himmel. Aber mit 
den Kreuzzügen sind die Christen weit 
von Gott weg gezogen.

Gott ist nicht im Heiligen Land?
Kaum, da ist doch zurzeit der Teufel 
los.

Ich muss sagen, es ist sehr lustig, 
sich mit einem Satiriker über Gott zu 
unterhalten.
Sie finden die Wahrheit lustig? Na 
dann haben wir ja doch noch etwas 
Positives an dieser Welt gefunden.

Kommen wir auf den Boden der 
Realität zurück.
Der ist mit Steinen des Anstosses ge-
pflastert.

Womit wir bei Ihrer Kernkompetenz 
wären, der politischen Satire. Wie 
kommentieren Sie die Enthüllungen 
im ganzen Abhörskandal, nament-
lich die Rolle der USA? 
Das Ganze kommt mir vor, wie wenn 
uns jemand sagen würde, dass die Tie-
re im Zoo gar nicht frei sind, und wir 
dann alle vor dem Zoo demonstrieren 
und voller Empörung fragen würden, 
warum uns das vorher noch nie je-
mand gesagt hat.

Sollte auch der Schweizer Geheim-
dienst solch umfangreiche Abhörun-
gen anstellen? 
Man sagt, der Nachrichtendienst sei 
das Rückgrat einer Regierung. Unser 

«Ich schiesse auf Politiker, die mir selber vor die Flinte laufen» – Satiriker Andreas Thiel 
ist ab Mitte September wieder auf Tournee in der Schweiz.

«Die reichsten Schweizer sind die Verbots-
schildermaler, die für die Verwaltung arbeiten.»
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Bundesrat hat so wenig eigenes Rück-
grat, dass eine künstliche Aufrichtung 
durch einen starken Geheimdienst  
der Pfählung eines Wurmes gleich-
käme.

Was ist Ihre Meinung zum Steuer
deal mit den USA? Sind Sie zufrie-
den mit Entscheiden und Vorgehens-
weisen von Parlament und Bundes-
rat in der Sommersession? 
In pädagogisch wertvollen Kinder-
theatern wird den Kindern beige-
bracht, «nein» zu sagen, wenn ein 
Fremder etwas Unzüchtiges von ihnen 
will. Das Kasperlitheater, welches 
unsere Parlamentarierinnen und Par-
lamentarier aufführen, ist dagegen von 
geringem pädagogischem Wert.

Wie sind Sie generell zufrieden mit 
der Schweizer Politik? Was müsste 
besser werden?
Die Weltgeschichte hat schon genü-
gend oft bewiesen, dass es nichts 
bringt, wenn man das Parlament in die 
Luft sprengt. Aber als Buddhist würde 
ich gerne Parlamentarierreisen nach 
Indien veranstalten, wo sich alle, die 
heute an der Macht sind, aussuchen 
können, in welchem Slum sie im 
nächsten Leben wiedergeboren wer-
den möchten.

Wie ist Ihre Position zum Bank
geheimnis der Schweiz respektive 
zum automatischen Informations-
austausch? Worauf fusst diese?
Wenn die Hausverwaltung nicht mehr 
vom Hauseigentümer, sondern von 
den Mietern gewählt würde, gäbe sie 
sofort das Wahlversprechen ab, dem 
Eigentümer das Haus wegzunehmen, 
um es besser verwalten zu können. 
Dass dann die Mieten steigen würden, 
weil sich jede Verwaltung selbst auf-

bläht, würden die Mieter erst merken, 
nachdem die Verwaltung bereits das 
ganze Haus kontrollierte.

Im Moment leben Sie im Ausland 
und haben – provokativ formuliert 
– der Schweiz den Rücken gekehrt. 

Gibt es Unzufriedenheiten mit der 
Schweiz, oder überwiegt bei Ihnen 
einfach das Interesse am «Neuen»?

Die reichsten Schweizer sind die Ver-
botsschildermaler, die für die Verwal-
tung arbeiten.

Sind Sie deshalb nach Indien ge-
flüchtet?
Genau, denn Verbotsschilder in Hindi 
kann ich nicht lesen.

Sie sind seit vielen Jahren als Künst-
ler tätig. Wie sind Sie ursprünglich 
dazu gekommen? 

Da meine Gymilehrer die weise Vor-
aussicht hatten, dass aus mir kein guter 
Zahnmedizinhistoriker werden wür-
de, warfen sie mich aus der Schule, 
und ich musste Künstler werden. Das 
heisst aber nicht, dass jeder schlechte 
Zahnmedizinhistoriker ein guter 

Künstler geworden wäre. Hingegen 
wäre wohl manch schlechter Künstler 
ein noch schlechterer Zahnmedizin-

historiker geworden. Sich als vom 
Staat unabhängiger Künstler in einem 
völlig übersubventionierten Markt zu 
bewegen, hat allerdings etwas von 
einem Biobauern, der erst beweisen 
muss, dass der Wurm im staatlich 
überzüchteten Niederstammobst 
steckt und dass seine kleinen, gefleck-
ten Hochstammpflaumen mehr Ge-
schmack haben.

Sehen Sie sich in der Rolle als Satiri-
ker auch als «Wächter über Gesell-
schaft und Politik», der Missstände 
karikiert? 
Ich bin ein Kieselstein in der Regen-
rinne, der nachts bei Regen träumt, er 
sei ein Fels in der Brandung.

Welche Politiker nehmen Sie am 
liebsten aufs Korn?
Da ich zu jenen Satirikern gehöre, die 
in eine bestimmte Richtung zielen, 
schiesse ich nur auf solche, die mir 
selber vor die Flinte laufen.

In welche Richtung zielen Sie?
Ich ziele dorthin, wo Macht ausgeübt 
wird.

Sie wurden 2009 mit dem Liberal 
Award ausgezeichnet. Was ist Ihre 
Definition von Liberalismus? 
Keiner erhebe sich über den anderen.

Und wer sorgt für die sozial Schwa-
chen?
Der Mensch ist selber sozial. Anstän-
dige Menschen brauchen keine sozia-
listische Regierung. Woraus sich ab-
leiten lässt, dass jeder Sozialist immer 
behaupten muss, die Menschen, die er 
regiert, seien unanständig.

Herr Thiel, herzlichen Dank für 
dieses Interview!

Andreas Thiel ist seit 1997 als 
Künstler und Satiriker tätig. Seine 
Schauspieler-Ausbildung am Des-
mond Jones School of Mime and 
Physical Theatre in London schloss 
er 1995 ab. Mit seinem aktuellen 
Programm «Macht» ist er ab Mitte 
September wieder in der Schweiz 
auf Tournee. Andreas Thiel lebt 
seit 2011 mit seiner Frau in Indien.

«Das Kasperlitheater, welches unsere Parla
mentarierinnen und Parlamentarier aufführen,  
ist von geringem pädagogischem Wert.»

«Die Weltgeschichte hat schon genügend oft 
bewiesen, dass es nichts bringt,  
wenn man das Parlament in die Luft sprengt.»

600 Franken pro Monat lässt sich Andreas Thiel seine Haarpracht kosten. Damit ist ihm die Aufmerksamkeit auf der Strasse gewiss.
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Vortragsabend 

Der Bundesrat erklärt Wirtschaft,  
Bildung und Forschung 
Am 14. August durfte Beat Schlatter, Präsident der FDP Service Public, Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann zu einem Vortragsabend begrüssen. Auf eine spannende Weise wurden die 
zahlreichen Mitglieder und Gäste durch die Themen Wirtschaftsförderung, Bildungssystem  
und Forschungsstandort geführt.

Anfang Sommer war die Freude gross, 
als der Vorstand der FDP Service Pu-
blic erfahren durfte, dass als Referent 
für den nächsten Anlass Bundesrat 
Johann Schneider-Ammann gewon-
nen werden konnte. Der Anlass am 
14. Juni in Bern war dann auch ein 
voller Erfolg und erfreute sich nicht 
nur eines hochkarätigen Referenten, 
sondern auch eines derartig grossen 

Interesses, dass der Saal schon fast zu 
klein dafür war. Auf eine unterhalt-
same und anschauliche Weise leitete 
Johann Schneider-Ammann die An-
wesenden durch die komplexe Welt 
seines Departements Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung (WBF). Vom 
dualen Schweizer Bildungssystem 
über die Situation der Beschäftigung 
in der Schweiz und im europäischen 

Ausland bis zur nationalen Förderung 
von Innovation waren die angespro-
chenen Themen ebenso vielseitig wie 
hochaktuell. Weiter wies Bundesrat 
Schneider-Ammann auch auf Zusam-
menhänge hin, beispielsweise inter-
nationaler Art, die vielen bislang gar 
nicht bewusst waren.

Sehr interessant waren insbesonde-
re auch die bundesrätlichen Ausfüh-
rungen im Bereich der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit und von inter-
nationalen Handelsabkommen. Bun-
desrat Schneider-Ammann konnte die 
vielschichtige und teils komplizierte 
Materie auf eindrückliche und eingän-
gige Weise allen bewusst machen, was 
zum breiteren Verständnis dieser The-
matik sehr viel beitragen konnte. Ab-
schliessend konnten die Anwesenden 
ihre Fragen vorbringen, welche aus-
führlich beantwortet wurden.

Die Mitglieder der Service Public 
wie auch die anwesenden Gäste 
schätzten es sehr, dass der Bundesrat 
zum anschliessenden Apéro blieb und 
sich für persönliche Gespräche und 
Fragen Zeit nahm.

Weitere Anlässe 
Neben hochstehenden Referaten sind 
der FDP Service Public auch gesell-
schaftliche Anlässe und ein unge-
zwungener Austausch wichtig. Als 
nächster Anlass ist unser jährlicher 
Boccia-Abend geplant, welcher schon 
viele Jahre ein Garant für einen ge-
mütlichen und amüsanten Abend dar-
stellt. Das genaue Datum der Durch-
führung wird auf unserer Webseite 
mitgeteilt. Zudem findet am 7. No-
vember unsere Generalversammlung 
statt, an welcher wiederum ein Refe-
rent interessante Einblicke gewähren 
wird, mehr sei an dieser Stelle noch 
nicht verraten.

Nachdem der «Stamm» über Mit-
tag während der Sommerzeit pausier-
te, soll dieser nun wieder fortgesetzt 
werden. Damit soll eine Möglichkeit 
geboten werden, ausserhalb von offi-
ziellen Anlässen Kontakte zu knüpfen 
und zu pflegen und zur Willensbil-
dung beizutragen. 

Weitere Infos finden Sie auf unserer 
Webseite www.fdp-servicepublic.ch.

Der Vorstand der FDP Service Public freute sich besonders über den Besuch von Johann 
Schneider-Ammann.

Zwischen 1 und 5 Uhr ist es gemäss Gesetz erlaubt, Cervelats, 
gekochte Eier oder warme Pizza zu verkaufen. Bratwürste, rohe 
Eier oder eine gefrorene Pizza hingegen sind verboten. Obwohl 
Angestellte im Laden arbeiten, müssen gewisse Produkte für 4 Stun-
den weggesperrt werden. Die Revision des Arbeitsgesetzes macht 
Schluss mit dieser Bürokratie – ohne dass an den Öffnungszeiten 
oder an den Arbeitsbedingungen etwas ändert. 
Helfen auch Sie mit, diesen bürokratischen Unsinn zu stoppen!

Am 22. Sept.
ARBEITSGESETZ

JA

Schluss mit absurden
Sortimentsvorschriften!

erlaubt

verbotenverboten

Überparteiliches Komitee JA zum Arbeitsgesetz,  Laupenstrasse 2, 3008 Bern   •   www.arbeitsgesetz-ja.ch

130807_1456_ins_104x143_vergleich_wurst_deu.indd   1 07.08.2013   14:56:27
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Abstimmung vom 22. September – Teilrevision Arbeitsgesetz

Bratwürste legalisieren – Schluss  
mit absurden Sortimentsbeschränkungen
Die heutige arbeitsrechtliche Situation von Tankstellenshops an Autobahnraststätten ist absurd. 
Obwohl 24 Shops an Hauptverkehrswegen rund um die Uhr geöffnet sein dürfen, müssen sie nachts 
zwischen 1.00 und 5.00 Uhr gewisse Teile ihres Sortiments absperren. Dieser bürokratische 
Nonsens führt dazu, dass Sie heute um 1.05 Uhr zwar eine Cervelat, aber keine Bratwurst kaufen 
können, weil Letztere roh nicht verzehrt werden kann.

Die von Christian Lüscher (FDP, 
GE) eingereichte Parlamentarische 
Initiative will das Arbeitsrecht in 
Bezug auf Tankstellenshops revi-
dieren. Neu soll den 24 betroffenen 
Tankstellenshops auf Autobahn-
raststätten und an Hauptverkehrs-
wegen erlaubt werden, rund um die 
Uhr ihr gesamtes Shopsortiment 
anzubieten. 

Es spricht nämlich nichts da-
gegen, dass sowieso geöffnete 

Tankstellenshops, an denen 
sowieso schon Personal be-
schäftigt ist, auch ihr ganzes 
Sortiment verkaufen dürfen. 
Mit dieser Revision soll ein 
klares Zeichen gegen die 
überbordende Regulierungs-
wut der Behörden gesetzt und 
Augenmass bewahrt werden. 

Entgegen den Behauptun-
gen der Allianz von Gewerk-
schaften und kirchlichen 

Kreisen geht es am 22. September 
keinesfalls um längere Ladenöff-
nungszeiten und auch nicht um länge-
re Arbeitszeiten. Es geht auch nicht 
darum, dass künftig schweizweit rund 
um die Uhr die Möglichkeit zum Ein-
kaufen bestehen soll. 

Vielmehr geht es darum, dass in 24 
sowieso geöffneten Tankstellenshops 
auch alle Produkte verkauft werden 
dürfen. Helfen Sie mit, dieser unsinni-
gen Bürokratie ein Ende zu setzen.Schluss mit den absurden Sortimentsbeschränkungen!

Abstimmung vom 22. September – Neues Epidemiengesetz

Ja zum bestmöglichen Schutz – weil  
Epidemien vor Grenzen keinen Halt machen
Schweinegrippe und die Lungenkrankheit SARS haben deutlich gemacht: Epidemien machen  
vor Landesgrenzen keinen Halt. Das Umfeld von Infektionskrankheiten hat sich in den letzten 
Jahrzehnten verändert. Wir sind mobiler, die Urbanisierung schreitet voran, und klimatische 
Veränderungen wirken sich auf die Lebens- und Umweltbedingungen aus. Unser Epidemiengesetz 
von 1970 bietet für die heutigen Herausforderungen keinen ausreichenden Schutz mehr. 
Mit dem überarbeiteten Epidemien-
gesetz haben Bund und Kantone die 
nötige Grundlage, um im Bedro-
hungsfall rascher und gezielter Mass-
nahmen zu ergreifen, um übertragba-
re Krankheiten zu erkennen, zu über-
wachen, zu bekämpfen und insbeson-
dere zu verhüten. Das neue Gesetz 
sieht eine klare Regelung der Zustän-
digkeiten von Bund und Kantonen vor. 
Dem Bund kommt dabei durch seine 
Aufsichts- und Koordinationsfunktion 
die klare Führungsrolle zu, während 
der Vollzug der Massnahmen auf kan-
tonaler Ebene verbleibt. 

Das von den Gegnern der Revision 
verwendete Argument eines Impf-
zwangs ist falsch. Schon das geltende 
Epidemiengesetz sieht die Möglich-
keit eines kantonalen Impfobligato-
riums vor. Diese Möglichkeit wird mit 
dem neuen Epidemiengesetz stark ein-
geschränkt. Zudem darf ein Obligato-
rium nur eine genau definierte Perso-
nengruppe betreffen. 

Wichtig ist, dass weder das gelten-
de noch das revidierte EpG einen 
Impfzwang vorsehen. Auch in Zu-
kunft kann jede Bürgerin und jeder 
Bürger frei entscheiden, ob sie oder er 

sich gegen eine Krankheit impfen las-
sen will oder nicht!

Es geht also beim neuen Epide-
miengesetz keinesfalls um einen 
Impfzwang, sondern vielmehr um 
eine zeitgemässe Anpassung an neue 
Herausforderungen. Das neue EpG 
sieht gar erstmals Bestimmungen zum 
Datenschutz vor und optimiert die 
internationale Zusammenarbeit – da-
mit die Schweiz auch künftig optimal 
auf Epidemien vorbereitet und davor 
geschützt ist. JA

Für einen wirksamen  
Schutz vor ansteckenden 

Krankheiten

zum Epidemiengesetz am 22. September 2013
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Abstimmung vom 22. September – Initiative zur Aufhebung der Wehrpflicht

«Ich bin mittendrin –  
ich weiss, wovon ich spreche»
Die 28-jährige Martina-Simone Mayer hat als erste Frau ihre Ausbildung von der Rekrutenschule  
bis zum Abschluss der Offiziersschule bei der Infanterie absolviert. Sie steht heute mittendrin  
und erlebt die Rekrutenschulen, wie sie wirklich sind. Und sie setzt sich für die Wehrpflicht ein,  
weil man sie als Nutzen, nicht als Last sehen sollte.

Sie haben als Frau die Ausbildung 
von der RS bis zum Abschluss der 
Offiziersschule bei der Infanterie 
absolviert. Was hat Sie dazu bewo-
gen, diesen doch ungewöhnlichen 
Weg einzuschlagen?
Ich ging mit dem Ziel Sanitätssoldat 
an die Rekrutierung. Mit dem Stempel 
«Infanterie» verliess ich das Rekrutie-
rungszentrum in Sumiswald wieder. 
Ich war sehr nervös vor der RS. Ich 
wollte meine physischen und psychi-
schen Grenzen kennen lernen, deswe-
gen die Entscheidung, zur Schweizer 
Armee zu gehen. Doch wirklich in der 
Infanterie? Ich hatte grossen Respekt 
vor der bevorstehenden Rekrutenschu-
le. Schlussendlich bin ich sehr froh 
über meinen Weg. Ich habe viel ge-
lernt.

Stand das Ziel «Berufsmilitär» von 
Beginn der Ausbildung an fest?  
Oder entwickelte es sich erst im Lau-
fe der Zeit?
Berufsmilitär war das letzte Berufs-
ziel in meinem Kopf. Ich dachte eher 
an Rettungssanitäter HF oder auf-
grund meiner militärischen Bildung 
an eine Stelle bei einem Sicherheits-
unternehmen. 

Als ich 2010 Unteroffizier wurde, 
dachte ich schon ab und zu an eine 
Offizierslaufbahn, doch als ich dann 
meine RS beendet hatte, trat dies wie-
der in den Hintergrund. Damals dach-
te ich: «Nun bin ich Angehöriger der 
Armee (AdA) und mache jährlich mei-
ne Wiederholungskurse (WK).» Im 
ersten WK packte mich dann aber der 
Wunsch, Zugführer zu werden, erneut. 
Und ich aspirierte. 

Ich bestand die nötigen Tests und 
erfuhr, dass bereits eine Frau, welche 
aus der Fliegertruppe stammte, die In-

fanterie Offiziersschule (Inf OS) ab-
solviert hat. Dies machte mir Mut, und 
ich entschloss mich definitiv dazu, die 
OS zu machen. 

Nach der OS, als Zugführerin im 
praktischen Dienst, wurde mir immer 
klarer, dass ich mir einen Beruf in der 
Armee gut vorstellen kann. Und ich 
fing an, mein Ziel bewusster zu ver-
folgen. Heute arbeite ich als Zeitmili-
tär und stehe vor einem langen Weg 
bis zum Berufsoffizier.

Aus eigener Erfahrung: Was können 
junge Menschen aus der Zeit beim 
Militär mitnehmen? 
Was ich immer als Erstes erwähne, ist 
die Kameradschaft. Man begegnet im 
Militär Menschen aus allen sozialen 
Schichten. Die verschiedenen Spra-
chen und kulturellen Hintergründe 
machen den militärischen Alltag 
spannend. 

Ich persönlich habe gelernt, dass 
viele Vorurteile gegenüber Mitmen-
schen abgebaut werden können. Man 
vergisst nach nur wenigen Tagen, wie 
jeder einzelne Rekrut in Zivil ausge-
sehen hat. Und man kategorisiert ihn 
nicht nach seiner persönlichen Klei-
dung, da diese ja nicht mehr sichtbar 
ist. Plötzlich ist der ruhige Junge, wel-
cher im Zivilen die Kleider seiner Ge-
schwister nachträgt, kein Aussenseiter 
mehr, weil er keine Markenkleider am 
Leib hat. Und auch der coole Hip-
Hopper, der im Zivilen eine Riesen-
klappe hat, wird bei den ersten Mär-
schen leise. 

Man beginnt, sich gegenseitig zu 
unterstützen, sich mit Leuten zu unter-
halten, mit denen man sonst niemals 
in Kontakt kommen würde. Sei es, 
weil der eine auf dem Land und der 
andere in der Stadt lebt oder weil die Martina-Simone Mayer weiss als Zeitmilitär, wovon sie spricht.
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Grenze zwischen Student und Lehr-
ling doch teilweise grösser ist, als man 
glaubt. 

Nach absolvierter RS hat man nicht 
nur Freunde fürs Leben, sondern auch 

für sich persönlich einiges mitgenom-
men. Durchhaltewillen, Ehrgeiz, Fair-
ness zwischen Kameraden, Toleranz 
gegenüber anderen Sprachen, Haut-
farben oder Religionen. Und wer seine 
Freizeit vor der RS nicht sehr bewusst 
genutzt hat, wird dies nach den 18 bzw. 
21 Wochen bestimmt tun. 

Am 22. September wird über die 
GSoA-Initiative abgestimmt, die die 
Abschaffung der Wehrpflicht zum 
Ziel hat. Wie stehen Sie dazu? Worin 
sehen Sie die grössten Gefahren bei 
einer Annahme der Initiative?

Sollte die GSoA dann bei subsidiären 
Einsätzen als Milizarmee-Ersatz die 
Polizei, die Feuerwehr, den Zivil-
schutz oder die Rettungskräfte mit 
ihren eigenen Leuten unterstützen 

können, sehe ich keine Gefahren.

Die Initianten kritisieren in letzter 
Zeit, dass die allgemeine Wehr-
pflicht eine Illusion geworden sei, 
dass sie nicht mehr für alle gleich 
gelten würde. Wie beurteilen Sie 
das? 
Ich schaue ab und zu auf der GSoA-
Seite vorbei. Sie «werben» mit Sport-
grössen wie Roger Federer. Den Satz 
«Nicht alle haben Zeit, Krieg zu spie-
len» finde ich eher lustig. Denn ich 
weiss, dass einige meiner RS-Kame-
raden im WK beim Aufbau der Tribü-

nen für Sportveranstaltungen mithal-
fen. Und ich bin sicher, dass sie dabei 
weder mit ihren Sturmgewehren noch 
mit Tarnfarbe im Gesicht rumgerannt 
sind, um Krieg zu spielen. 

Ausserdem hätte Roger Federer mit 
Sicherheit optimale Trainingsbedin-
gungen angetroffen, wenn er die Spit-
zensport-RS in Magglingen absolviert 
hätte. Max Heinzer, der diese RS ab-
solviert hat, hat bestimmt nicht rum-
geplempert, sondern trainiert, um die 
ganzen Medaillen nach Hause zu brin-

gen. Deswegen finde ich dieses Argu-
ment eher schwammig. 

Es ist zwar richtig, dass man sich 
bei der Rekrutierung drücken kann, 
wenn man die RS nicht machen will. 

Ich habe auch Freunde, die ein ziviles 
Leben attraktiver fanden als fünf Mo-
nate RS. Aber wenn ein Stellungs-
pflichtiger die RS machen möchte und 
physisch und psychisch gesund ist, 
dann macht die Armee alles, um eine 
geeignete Rekrutenschule für ihn zu 
finden. 

Können Sie in einem Satz erläutern, 
was für das aktuelle System spricht?
Ich hatte bisher als Zugführer 3 Züge 
mit gesamthaft 102 Rekruten, von 

denen keiner ohne positive Erfahrun-
gen aus der Rekrutenschule entlassen 
wurde, auch wenn sie sich das am An-
fang nicht vorstellen konnten. Ich den-
ke, das spricht für sich.

«Die verschiedenen Sprachen und kulturellen 
Hintergründe machen den militärischen Alltag 
spannend.»

«Ich hatte bisher als Zugführerin 3 Züge  
mit gesamthaft 102 Rekruten, von denen keiner 
ohne positive Erfahrungen aus der Rekrutenschule 
entlassen wurde.»

Das sagen FDP-Parlamentarier zur GSoA-Initiative zur Aufhebung der Wehrpflicht 

Nationalrätin  
Corina Eichenberger, AG

«Die GSoA-Initiative refor-
miert am Problem vorbei. 
Wir brauchen mehr Sicher-
heit und nicht weniger.»

Doris Fiala,  
ZH

«Die Wehrpflicht ist Grund-
baustein des sozialen Zusam-
menhalts der Schweiz, da sie 
Menschen aus allen Landes-
regionen und sozialen 
Schichten zusammenbringt.»

Nationalrat  
Walter Müller, SG

«Die Wehrpflicht ist Basis für 
das ‹Produkt Schweiz›, 
Garant für Leistungsbereit-
schaft und der Wille, gemein-
sam erfolgreich zu sein. 
Darum Nein zur Abschaffung 
der Wehrpflicht!»

Nationalrätin  
Daniela Schneeberger, BL

«Unser Milizsystem hat sich 
bewährt und gehört zum Er-
folgsmodell Schweiz. Mit der 
Aufhebung der Wehrpflicht 
setzen wir die Sicherheit von 
Land und Leuten aufs Spiel.»



Schweiz schwächen?

www.unsicherheits-initiative-nein.ch

zur Unsicherheits-Initiative
Nein zur Aufhebung der Wehrpfl ichtNEIN

• Die «Freiwillige Milizarmee» ist eine Illusion.

• Das Erfolgsmodell Schweiz wird zerstört.

• Die Sicherheit von Land und Bevölkerung 
ist nicht mehr gewährleistet.

• Ziel ist die Abschaffung der Armee.

Darum am 22. September:



Aktuell
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Kleintier-Spezialisten Klinik ARC,  
Appenzell Ausserrhoden
In der Tiermedizin steigen die Anfor-
derungen und Ansprüche der Tierbe-
sitzerinnen und Tierbesitzer. Für den 
einzelnen Tierarzt wird es immer 
schwieriger, allen Ansprüchen ge-
recht zu werden und über die dafür 
notwendigen Einrichtungen zu ver-
fügen. Diese Entwicklung hat Dr. 
med. vet. Martin Hofstetter bewogen, 
in Herisau die Kleintier-Spezialisten 
Klinik ARC zu eröffnen. Seine Initia-
tive scheint auf fruchtbaren Boden zu 
fallen, haben doch die Tierärzte in der 
Ostschweiz positiv auf das Angebot 
reagiert. «Wir wollen den Tierärzten 
unsere Dienstleistung anbieten und 
ihre Tätigkeiten sinnvoll ergänzen; 
wir nehmen keine Kunden direkt an, 
sondern nur nach der Überweisung 
durch einen Tierarzt». Die vielseitige 
und moderne Einrichtung der Klein-
tier-Spezialisten Klinik ermöglicht es, 
die vierbeinigen Patienten komplett zu 

untersuchen und zu therapieren. Das 
Ärzteteam besteht aus international 
ausgebildeten Tierärzten, die nach 
dem Staatsexamen eine 5-jährige kli-
nische Zusatzausbildung in ihrem 
Fachgebiet der Kleintiermedizin ge-
nossen haben. 

Zum Team der Klinik gehören 
neben Inhaber Martin Hofstetter (Chi-
rurgie) die Tierärztin Wanda Burk-
hardt (Innere Medizin) sowie Beleg-
ärztinnen für Ophthalmologie, Der-
matologie und Kardiologie. Zudem ist 
eine Tierphysiotherapeutin vor Ort. 

«Der Umstand, dass in der Klinik ver-
schiedene international ausgebildete 
Spezialisten arbeiten, garantiert eine 
optimale Versorgung und eine quali-
tativ gute Nachbetreuung», betont 
Martin Hofstetter. (www.arc-o.ch)

KMU-Preis 2013

Bandplanet AG, Zug
Fairtrade-Music: Bandplanet hilft un-
bekannten, unabhängigen Musikern 
und Bands (d. h. ohne Plattenvertrag 
– das sind über 99,9 Prozent aller 
Künstler weltweit), ihre Musik einem 
internationalen Publikum via einer 
internetbasierten Plattform anzubie-
ten. Seit Mitte 2011 wurden Künstler 
aller Musikgenres aus über 60 Natio-
nen für diese Idee der Musik-Ver-
marktung gewonnen: sie bieten bereits 
mehrere Tausend Musikstücke via 
Bandplanet an. Dazu kommen welt-
weit mehrere Tausend Musikfreunde 
und Fans aus über 130 Nationen, wel-
che Musik ab Bandplanet herunterla-
den und dafür bezahlen.

Bandplanet funktioniert nach dem 
Prinzip des Fairtrade-Ansatzes: der 

Künstler bestimmt den Verkaufspreis 
seiner Musik selbst und erhält 100 
Prozent der Einnahmen. Bandplanet 
erhält vom Künstler monatlich EUR 
9.80 für die Zurverfügungstellung und 
Nutzung der Plattform, ungeachtet der 
Anzahl heraufgeladener oder verkauf-
ter Musikstücke.

Bandplanet finanziert sich zusätz-
lich über Premium-User-Accounts, 

Online-Werbung sowie eine Music-
Card (Format Kreditkarte), die es er-
möglicht, die CD als Tonträger voll-
ständig zu ersetzen. Mit der platzspa-
renden Music-Card können Künstler 
z. B. ihre Musik an Auftritten direkt 
verkaufen, ohne kistenweise CDs he-
rumschleppen zu müssen.

Neben der Online-Plattform för-
dert Bandplanet zahlreiche Offline-

Aktivitäten, wie Musikwettbewerbe 
in Lateinamerika oder einen Lovemo-
bile-Wagen an der Streetparade. 
Bandplanet hat 2013 beim Zuger 
Jungunternehmerpreis des Technolo-
gieforums den 2. Platz gewonnen. 
(www.bandplanet.com)


